
Deutscher Bundestag 
9. Wahlperiode 

Drucksache 9/2208 
01.12.82 

Sachgebiet 6  

Beschlußempfehlung und Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 

zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 9/1964 Nr. 16 — 

Bericht über die Anwendung der Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) 
Nr. 2891/77 des Rates vom 19. Dezember 1977 zur Durchführung 
des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

Vorschlag für eine Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EGKS, EURATOM, EWG) Nr. 2891/77 zur 
Durchführung des Beschlusses vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 
»EG-Dok. Nr. 8993/82« 

A. Problem 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften ist mit 
dem Bericht über die Anwendung der Verordnung Nr. 2891/77 
ihrer in Artikel 22 a. a. O. vorgeschriebenen Berichtspflicht 
nachgekommen. Obwohl die Ergebnisse der Durchführung der 
Verordnung insgesamt gesehen als zufriedenstellend bezeich-
net werden, hält die Kommission sachliche und haushaltstech-
nische Änderungen für erforderlich, um den gemeinschaftli-
chen Charakter der Eigenmittel zu stärken. 

B. Lösung 

Die Änderungs- und Ergänzungsvorschläge entsprechen nicht 
in allen Punkten der Vorstellung der Bundesregierung. 

Teilweise Zustimmung, teilweise Ablehnung der Änderungs-
vorschläge 
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C. Alternativen 

Soweit die Vorschläge die Anpassung an die Änderungsvor-
schläge zur Haushaltsordnung vorsehen, ist zunächst das Er-
gebnis der Beratungen über die Haushaltsordnung abzuwar-
ten. 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, dafür einzutreten, daß 

1. zu dem anliegenden Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung 
der Verordnung Nr. 2891/77 Änderungen und Ergänzungen an einer bewähr-
ten Regelung nur auf das unbedingt Notwendige beschränkt werden; 

2. der Änderungsvorschlag zur Verzinsung der Guthaben der Kommission (Arti-
kel 9 Abs. 1) abgelehnt wird; 

3. bei dem Änderungsvorschlag der Vorschriften über die Verzugszinsen (Arti-
kel 11), nach dem in dem betreffenden Mitgliedstaat der geltende Diskontsatz 
zugrunde zu legen ist, für den sogenannten Strafzuschlag (Erhöhung um 5 Pro-
zentpunkte) ein Zuschlag von 3 v. H., wie er auch im Bundeshaushaltsrecht an-
gewendet wird, für ausreichend gehalten wird, 

4. bei dem Änderungsvorschlag wegen der Gutschrift der Mehrwertsteuereigen-
mittel im Nothaushaltsverfahren (Artikel 10 Abs. 3 Unterabs. 4) zunächst das 
Ergebnis der Beratungen über die Haushaltsordnung abzuwarten ist, soweit 
die Vorschläge die Anpassung an die Änderungsvorschläge zur Haushaltsord-
nung vorsehen. Dabei sollte aber der Anwendung des Mehrwertsteuereigen-
mittelsatzes des zuletzt endgültig festgestellten Haushalts im Nothaushalts

-

verfahren zugestimmt werden, weil damit die Übereinstimmung mit dem Be-
schluß vom 21. April 1970 hergestellt werden würde; 

5. den Änderungsvorschlägen über die Kontrollvorschriften (Artikel 17 und 18) 
nicht zugestimmt wird. 

Bonn, den 1. Dezember 1982 

Der Haushaltsausschuß 

Esters 

Vorsitzender 

Hoffmann (Saarbrücken) 	Borchert 

Berichterstatter 
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Anlage 

Bericht über die Anwendung der Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2891/77 des 
Rates vom 19. Dezember 1977 zur Durchführung des Beschlusses vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

I. Einleitung 

Nach Artikel 22 der Verordnung 2891/77 1 ) muß die 
Kommission vor dem 30. September 1979 einen Be-
richt über die Anwendung dieser Verordnung sowie 
gegebenenfalls Vorschläge zu ihrer Änderung vorle-
gen. Infolge der Verzögerungen bei der Durchfüh-
rung der Sechsten Richtlinie war es jedoch nicht 
möglich, einen Bericht über die Bestimmungen über 
die MwSt-Eigenmittel vorzulegen, da diese Rege-
lung in sechs Mitgliedstaaten erst seit dem 1. Januar 
1979 angewandt wird. Die in Artikel 10 Abs. 1 der 
Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2892/77 
über die Anwendung des Beschlusses vom 21. April 
1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mit-
gliedstaaten durch eigene Mittel der Gemeinschaf-
ten auf die Mehrwertsteuer-Eigenmittel 1 ) vorgese-
henen jährlichen Übersichten über die MwSt-Eigen-
mittel wurden der Kommission für die sechs Mit-
gliedstaaten für das Jahr 1979 erst im Juli 1980 und 
für die neun Mitgliedstaaten für das Jahr 1980 im 
Juli 1981 vorgelegt; die in Artikel 10 Abs. 4 der Ver-
ordnung 2891/77 genannte Gutschrift der Salden auf 
den Konten der Kommission wurde erst an den er-
sten Werktagen des Monats August der Jahre 1980 
und 1981 vorgenommen. Die Kontrolle der Übersich-
ten für das Jahr 1979 wurde von den Kommissions-
dienststellen im Oktober 1981 abgeschlossen. Die 
Kommission hat daher beschlossen, die Vorlage des 
Berichts zu verschieben, um die im Bereich der 
MwSt-Eigenmittel gesammelten Erfahrungen be-
rücksichtigen und entsprechende Vorschläge zu der 
Verordnung 2891/77 vorlegen zu können. 

Die wichtigsten Gründe, die den Rat veranlaßt ha-
ben, auf Vorschlag der Kommission und nach Stel-
lungnahme des Europäischen Parlaments die Ver-
ordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des Rates 
vom 2. Januar 1971 zur Durchführung des Beschlus-
ses vom 21. April 1970 über die Ersetzung der Fi-
nanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mit-
tel der Gemeinschaften ') aufzuheben und die Ver-
ordnung 2891/77 zu erlassen, waren die vollständige 
Anwendung des im Beschluß vom 21. April 1970 vor-
gesehenen Systems der eigenen Mittel sowie die 
Verwendung der Europäischen Rechnungseinheit 
im Gesamthaushaltsplan der Gemeinschaften. 

Die neue Verordnung sollte also Bestimmungen 
über die Feststellung, Bereitstellung und Kontrolle 
der neuen Eigenmittel aus der Mehrwertsteuer so-
wie über die Verbuchung der Eigenmittel und gege-
benenfalls der Finanzbeiträge in ERE enthalten. 

Mit der vollständigen Anwendung des Systems der 
eigenen Mittel wurde das System der Anteile der 

1) ABl. L 336 vom 27. Dezember 1977 
2) ABl. L 3 vom 5. Januar 1971  

Mitgliedstaaten an der Finanzierung des Haushalts 
sowie die in Artikel 31 der Haushaltsordnung vom 
25. April 1973 3 ) vorgesehene Bereitstellung der Mit-
tel durch die Mitgliedstaaten für die Kommission 
nach Maßgabe des Bedarfs der Haushaltsführung 
beendet. Die Gemeinschaft sollte künftig über die 
ihr zugewiesenen Eigenmittel in vollem Umfang ver-
fügen können. Die neue Verordnung enthielt folglich 
Bestimmungen, die es der Kommission ermöglichen, 
die eigenen Mittel der Gemeinschaften und ihren 
Kassenbestand zu verwalten. Eine teilweise, aber 
wichtige Ausnahme war im Bereich der Feststellung 
und Bereitstellung der MwSt-Eigenmittel zugelas-
sen für den Fall, daß die Abweichungen in der Mit-
teilung der Erklärungen der Steuerpflichtigen von 
,einem Mitgliedstaat zum anderen derart unter-
schiedlich ausfielen, daß sich daraus eine unan-
nehmbare Ungleichheit zwischen den Mitgliedstaa-
ten ergeben hätte, wenn die Bereitstellung dieser 
Mittel für die Kommission dem Rhythmus der Fest-
stellungen gefolgt wäre. Die derzeitige Verordnung 
sieht nunmehr vor, daß jeder Mitgliedstaat monat-
lich ein Zwölftel des im Haushaltsplan vorgesehe-
nen Betrages abführt und daß der tatsächliche Be-
trag der MwSt-Eigenmittel erst im Laufe des folgen-
den Jahres festgestellt wird; die sich im Anschluß 
daraus ergebende Angleichung wird dann in diesem 
Haushaltsjahr berücksichtigt. 

Sofern die Mitgliedstaaten noch Finanzbeiträge ab-
führen, die auf der Grundlage des Bruttosozialpro-
dukts berechnet sind, müßte eine Angleichung die-
ser Beiträge vorgenommen werden, damit die ur-
sprünglich im Haushalt vorgesehene Aufteilung 
zwischen diesen Beiträgen und den MwSt-Eigenmit-
teln wiederhergestellt wird. Das Ergebnis dieser 
Vorgänge ist in einen Berichtigungshaushaltsplan 
des vorgenannten Jahres einzusetzen. 

Ein zusätzliches wichtiges Ergebnis der vollständi-
gen Anwendung des Systems der eigenen Mittel war 
die Feststellung eines Haushaltssaldos beim Ab-
schluß des Haushaltsjahres. Auch wenn der Haus-
haltsplan in Einnahmen und Ausgaben ausgegli-
chen sein muß, ergeben sich bei der Ausführung Ab-
weichungen von den Haushaltsansätzen. Früher 
wurden diese Abweichungen bei Abschluß des Haus-
haltsjahres durch Angleichungen der Finanzbei-
träge kompensiert, um die Ausführung des Haus-
haltsplans auszugleichen. Künftig sollten die Mit-
gliedstaaten an den Gemeinschaftshaushalt nur Ei-
genmittel abführen; es liegt in der Art der Eigenmit-
tel begründet, daß jegliche Möglichkeit zusätzlicher 
Zahlungen oder Erstattungen an die Mitgliedstaa-
ten ausgeschlossen wird, da diese Eigenmittel ihnen 

3) ABl. L 116 vom 1. Mai 1973 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Fi 266/82 — 
vom 30. August 1982. 
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nicht mehr gehören; sie gehören de jure der Gemein-
schaft. Bei Abschluß des Haushaltsjahres bestimmt 
die Kommission den Saldo entsprechend den Be-
stimmungen der Verordnung und setzt ihn in den 
Berichtigungshaushaltsplan des folgenden Haus-
haltsjahres ein. 

Gegenwärtig ist nicht mit wichtigen Ereignissen im 
Bereich der eigenen Mittel zu rechnen, die eine Än-
derung der Verordnung 2891/77 rechtfertigen, ver-
gleichbar mit denen, die zur Aufhebung der Verord-
nung 2/71 im Jahre 1977 geführt haben. Insgesamt 
sind die Ergebnisse der Durchführung der Verord-
nung zufriedenstellend. Jedoch wäre eine Verbesse-
rung angebracht, um den gemeinschaftlichen Cha-
rakter der eigenen Mittel stärker zu respektieren, 
um die bei der Durchführung gesammelten Erfah-
rungen zu berücksichtigen und die Lücken zu schlie-
ßen. Es sei im übrigen darauf verwiesen, daß die Er-
fahrungen betreffend die Anwendung der Bestim-
mungen über die Mehrwertsteuer nur auf zwei un-
vollständigen Jahren gründen; Artikel 10 Abs. 4 und 
5, der die tatsächliche Feststellung dieser Mittel be-
trifft, wurde nur in den Jahren 1979 und 1980 ange-
wandt, und nur sechs Mitgliedstaaten haben im 
Jahre 1979 die Sechste Richtlinie  Daher 
können die Bestimmungen über die Kontrolle dieser 
Eigenmittel, die durch die Bestimmungen in der Ver-
ordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2892/77 ergänzt 
werden, noch nicht definitiv beurteilt werden, da nur 
die Kontrolle der Übersichten über die tatsächliche 
MwSt-Bemessungsgrundlage für das Jahr 1979 
durch die Kommissionsdienststellen angeführt wur-
de. Die Kontrolle der Bemessungsgrundlagen der 
neun Mitgliedstaaten für das Haushaltsjahr 1980 
wird gegenwärtig vorgenommen. 

Durch die Änderungsvorschläge, die die Kommis-
sion diesem Bericht beifügt, sollen diese Ziele ver-
wirklicht werden. Es handelt sich um sachliche und 
rein formelle Änderungen; einige dieser Vorschläge 
zielen auf die Vereinbarkeit der Verordnung mit den 
am 12. Dezember 1980 von der Kommission dem Rat 
vorgelegten Änderungsvorschlägen zur Haushalts-
ordnung 4 ) ab. 

II. Feststellung und Bereitstellung der eigenen 
Mittel 

Bei der Feststellung und Bereitstellung der her-
kömmlichen Eigenmittel ergaben sich keine größe-
ren Schwierigkeiten, was nicht überrascht, da die 
entsprechenden Bestimmungen direkt aus der Ver-
ordnung 2/71 stammen. Es traten nur einige klei-
nere Probleme auf. 

II.1 Begriff der „Feststellung" der Eigenmittel 

Nach Angaben der Kommission ergaben sich bei der 
Anwendung von Artikel 2 der Verordnung 2891/77 
einige Verzerrungen zwischen den Mitgliedstaaten 
bezüglich des Zeitpunkts und des Begriffs der Fest-
stellung der Eigenmittel der Gemeinschaften außer 
den MwSt-Eigenmitteln. 

4) KOM(80) 760 endg. 

Nach einer Umfrage über die geltende Regelung und 
die Praxis in den Mitgliedstaaten hat die Kommis-
sion entsprechend den geltenden Bestimmungen in 
der Erwägung nachstehender Gründe: 

„a) Die Mitgliedstaaten sind zur Feststellung ver-
pflichtet, sobald ein anspruchsbegründeter Tat-
bestand gegeben ist. 

b) Die Feststellung hat baldmöglichst unter Be-
rücksichtigung der gemeinschaftlichen und na-
tionalen Rechtsvorschriften zu erfolgen. 

c) Bei der Feststellung sind sämtliche Eigenmittel 
zu erfassen, auch die Beträge, die möglicher-
weise nicht erhoben worden wären. Alle festge-
stellten Beträge, auf die die Kommission An-
spruch hat, sind ihr zur Verfügung zu stellen, es 
sei denn, die Erhebung konnte aus Gründen hö-
herer Gewalt nicht durchgeführt werden." 

wie folgt beschlossen: 

„1. Die Feststellung erfolgt aus praktischen Grün-
den im Zeitpunkt der buchmäßigen Erfassung. 
Auf diese Weise können die Mitgliedstaaten 
nach einem auf Gemeinschaftsebene genau 
festgelegten Verfahren vorgehen, das bereits in 
allen Mitgliedstaaten angewandt wird. 

2. Die Mitgliedstaaten werden erneut darauf hin-
gewiesen, daß die Feststellungspflicht nicht 
durch bestehende nationale Regelungen oder 
Praktiken in Frage gestellt werden kann, denen 
zufolge auf eine Feststellung verzichtet werden 
kann, falls sich bei der Erhebung Schwierigkei-
ten ergeben. 

3. Um gegebenenfalls Verzerrungen zwischen den 
Mitgliedstaaten zu vermeiden, muß bei Streit-
fällen geprüft werden, inwieweit die Verwaltun-
gen der Mitgliedstaaten, die im Vergleich zu an-
deren Mitgliedstaaten den Zeitpunkt der Fest-
stellung hinausschieben, eine Feststellung 
schon vor dem Abschluß eines Streitfalles vor-
nehmen können. Die Möglichkeit, Ansprüche 
festzustellen, sobald die Verwaltungen der Mit-
gliedstaaten über die hierzu erforderlichen An-
gaben verfügen, berühren weder den Verlauf 
des Streitverfahrens noch die Möglichkeit, die 
Ansprüche zu einem späteren Zeitpunkt gemäß 
Artikel 2 zweiter Unterabsatz der Verordnung 
2891/77 endgültig festzustellen." 

Dieser Beschluß der Kommission wurde den Mit-
gliedstaaten mitgeteilt und wurde im Beratenden 
Ausschuß für eigene Mittel geprüft. Die Anwendung 
erfordert eine Überprüfung der Möglichkeiten, die 
die entsprechenden einzelstaatlichen Rechtsvor-
schriften bieten, sowie die vollständige Berück-
sichtigung der Richtlinien über die Aufschiebung 
der Zahlung der Zölle Nr. 78/453, die Zollschuld 
Nr. 79/623, die Abfertigung zum freien Verkehr 
Nr. 79/693 usw. 

Die diesbezüglichen Gespräche mit den Mitglied-
staaten werden fortgesetzt, um eine gemeinsame 
Position im Bereich der Feststellung, vor allem in 
Streitfällen, festlegen zu können. Die Mitgliedstaa-
ten vertreten in dieser Angelegenheit nämlich un-
terschiedliche Standpunkte. 
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Im zweiten Halbjahr 1982 wird die Kommission 
nach Abschluß dieser Arbeiten prüfen, ob der Wort-
laut von Artikel 2 geändert werden sollte. 

II.2 Verbuchung der eigenen Mittel 

Die Kommission hält es für angebracht, den Zweck 
der von den Mitgliedstaaten nach Artikel 5 und Arti-
kel 17 Abs. 3 ausgearbeiteten Berichte näher auszu-
führen und sie in der Verordnung deutlich zu tren-
nen. Zum einen handelt es sich hierbei um die Buch-
führung über die festgestellten Ansprüche, zum an-
deren um die Ergebnisse der von den Mitgliedstaa-
ten vorgenommenen Kontrollen. In Artikel 5 wur-
den demnach die Hinweise auf die Kontrollen der ei-
genen Mittel gestrichen und in Titel II der Verord-
nung „Verbuchung der eigenen Mittel" aufgenom-
men. In dem in Artikel 8 (ehemals Artikel 5) genann-
ten Bericht fordert die Kommission von jedem Mit-
gliedstaat eine Buchführung über die festgestellten 
Ansprüche, die mit den bereitgestellten Eigenmit-
teln übereinstimmen muß, wobei alle Unterschiede 
zu erläutern und im Bericht aufzuführen sind. Die-
ses Dokument ist zu dem von den Mitgliedstaaten 
für die Übermittlung des Jahresberichts vereinbar-
ten Zeitpunkt vorzulegen, wobei von dem in der Ver-
ordnung genannten Termin abgewichen wurde. Der 
Teil des Berichts über die Kontrolle wurde bei Arti-
kel 17 Abs. 3 (siehe Punkt V dieses Berichts) einge-
fügt. 

11.3 Bereitstellung der eigenen Mittel 

Für die Gutschrift der eigenen Mittel durch die Mit-
gliedstaaten auf die bei den einzelstaatlichen Haus-
haltsverwaltungen eingerichteten Konten der Kom-
mission gelten folgende Bestimmungen: 

a) Agrarabschöpfungen, Zucker- und Isoglukoseab-
gaben und Zölle bis spätestens zum 20. des zwei-
ten nach der Feststellung folgenden Monats; 

b) ein Zwölftel der Mehrwertsteuer oder eventuell 
der im Haushaltsplan eingesetzte Finanzbeitrag 
am ersten Werktag jedes Monats. Jedoch: 
— im Januar und falls der Haushaltsplan vor Be-

ginn des Haushaltsjahres nicht endgültig 
festgestellt ist, erfolgt die Berechnung der 
Zwölftel auf der Grundlage des Haushaltsent-
wurfs; 

— nach der Feststellung des Berichtigungs- und 
Nachtragshaushaltsplans erfolgt eine Anglei-
chung der Zwölftel am ersten Werktag des fol-
genden Monats, 

— die MwSt-Salden und etwaige Angleichungen 
an die Finanzbeiträge am ersten Werktag des 
Monats August. 

Nach Ansicht der Kommission müssen einige die-
ser Bestimmungen über die Mehrwertsteuer geän-
dert und neue Bestimmungen erlassen werden, um 
den Schwierigkeiten und der seit Inkrafttreten der 
Verordnung erfolgten Entwicklung Rechnung zu 
tragen. 

11.3.1 Angleichung der Gutschriften des MwSt

-

Eigenmittel im Anschluß an die Feststellung 
des Berichtigungs- und Nachtragshaushalts

-

plans 

Die Kommission schlägt vor, die Bestimmungen 
über die Angleichungen im Anschluß an die Feststel-
lung des Berichtigungs- und Nachtragshaushalts-
plans dahin gehend zu ändern, daß die Mitgliedstaa-
ten über genügend Zeit verfügen, indem der Termin 
für die Angleichungen auf den ersten Werktag des 
zweiten Monats nach der Feststellung des Haus-
haltsplans veschoben wird, wenn diese nach dem 15. 
des Monats erfolgt. 

11.3.2 Gutschrift der MwSt-Eigenmittel, wenn der 
Haushaltsplan vor Beginn des Haushalts-
jahres nicht endgültig festgestellt ist 

Die Kommission schlägt vor, die Bestimmungen 
über die Bereitstellung der monatlichen Zwölftel im 
vorgenannten Fall zu erläutern. Sollte der Haus-
haltsplan aus irgendeinem Grund noch nicht festge-
stellt sein, sollen die Mitgliedstaaten entsprechend 
den Vorschlägen der Kommission der Gemeinschaft 
monatliche Zwölftel zur Verfügung stellen, die an 
Hand der MwSt-Bemessungsgrundlage berechnet 
wurden, welche in der bei Eröffnung des Haushalts-
jahres vorliegenden Fassung des Haushaltsent-
wurfs vorgesehen ist, auch wenn der Entwurf vom 
Parlament abgelehnt wurde. Somit besteht eine Par-
allelität mit den zu Artikel 8 der Haushaltsordnung 
vorgeschlagenen ergänzenden Bestimmungen. 
Nach Artikel 4 Abs. 1 zweiter Unterabsatz des Be-
schlusses vom 21. April 1970 ist für diese Bemes-
sungsgrundlage der Mehrwertsteuersatz des zuletzt 
endgültig festgestellten Haushaltsplans maßgeblich. 
Ferner wird vorgeschlagen, die Berechnung der 
Zwölftel an Hand der MwSt-Bemessungsgrundlage 
des Haushaltsvorentwurfs vorzunehmen, sofern der 
Haushaltsentwurf nicht festgestellt wurde. Damit 
wird eine Lücke in diesem Artikel geschlossen und 
die Vereinbarkeit mit Artikel 8 der Haushaltsord-
nung gewährleistet. 

II.3.3 Berechnung der Angleichung an die Finanz-
beiträge nach Feststellung der MwSt-Salden 

Gemäß Artikel 10 Abs. 1 der Verordnung 2892/77 
übermitteln die Mitgliedstaaten der Kommission 
vor dem 1. Juli eine Übersicht, aus der der endgültige 
Gesamtbetrag der MwSt-Grundlage des vorange-
gangenen Jahres hervorgeht. Diese Übersicht wird 
in der jeweiligen Landeswährung erstellt, da die 
Umsätze, die der Mehrwertsteuer unterliegen, in 
Landeswährung angegeben werden. 

Danach schreiben die Mitgliedstaaten gemäß Arti-
kel 10 Abs. 4 der Verordnung 2891/77 am 1. August 
den Konten der Kommission den Restbetrag der 
Differenz zwischen den auf der vorläufigen Grund-
lage berechneten monatlichen Gutschriften des Vor-
jahres und dem nach der endgültigen Grundlage ge- 
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schuldeten Betrag gut. In Artikel 10 Abs. 5 der Ver-
ordnung 2891/77 heißt es, daß „die Mitgliedstaaten, 
die im vorhergehenden Haushaltsjahr Finanzbei-
träge auf der Grundlage des BSP gutgeschrieben ha-
ben, zu den in Absatz 4 angegebenen Terminen nach 
der gleichen Methode eine Angleichung der genann-
ten Beiträge vornehmen, um unter Berücksichti-
gung des tatsächlichen Aufkommens an MwSt-Ei-
genmitteln die ursprüngliche Aufteilung im Haus-
haltsplan zwischen den MwSt-Eigenmitteln und den 
Finanzbeiträgen auf der Grundlage des BSP wieder-
herzustellen." 

Probleme ergaben sich bei der Auslegung dieses Ar-
tikels, und zwar hinsichtlich des Wechselkurses für 
die Umrechnung der Gutschriften der MwSt-Salden 
in ECU bei der Berechnung der Angleichungen an 
die Finanzbeiträge. Eine Umrechnung muß erfolgen, 
da die Salden in der Landeswährung des betreffen-
den Mitgliedstaats gutgeschrieben werden und in 
die Rechnungseinheit umgerechnet werden müssen, 
in der die Finanzbeiträge im Haushaltsplan ausge-
drückt sind. Der gewählte Wechselkurs muß die Ein-
haltung von Artikel 10 Abs. 5 zulassen, wonach unter 
Berücksichtigung des tatsächlichen Aufkommens 
an MwSt-Eigenmitteln die ursprüngliche Aufteilung 
im Haushaltsplan zwischen den MwSt-Eigenmitteln 
und den Finanzbeiträgen wiederherzustellen ist. Die 
Kommission schlägt vor, den am ersten Werktag 
nach dem 15. Juli vor der Gutschrift der MwSt-Sal-
den am 1. August geltenden Wechselkurs anzuwen-
den. Es wurde dieser Kurs gewählt, weil für die Um-
rechnung der monatlichen Zwölftel der MwSt-Ei-
genmittel und der im Haushaltsplan eingesetzten 
Finanzbeiträge in die jeweilige Landeswährung der 
am ersten Werktag nach dem 15. des Monats vor der 
Gutschrift geltende Kurs verwendet wurde. Somit 
bleibt das Verhältnis zwischen der Gutschrift der 
MwSt-Eigenmittel und der Finanzbeiträge bei der 
Gutschrift der MwSt-Salden und der Angleichungen 
an die Finanzbeiträge gewahrt. Die Mitgliedstaaten 
haben der Verwendung der vorgenannten Wechsel-
kurse am 6. November 1980 zugestimmt; der Rat hat 
damals auf dieser Grundlage berechnete Beträge in 
den Nachtrags- und Berichtigungshaushaltsplan 
Nr. 1 für 1980 eingesetzt. Das Parlament hat diese 
Beträge in dem von ihm am 20. November 1980 ange-
nommenen Haushaltsplan gebilligt. 

II.3.4 Erfassung der Ergebnisse der Berichtigung 
der jährlichen Ubersicht über die Grundlage 
der MwSt-Eigenmittel 

Es wurde bereits erwähnt, daß aus der Kontrolle der 
jährlichen Übersichten über die Grundlagen der 
MwSt-Eigenmittel noch keine endgültigen Schluß-
folgerungen gezogen werden können. Jedoch sollte 
bereits jetzt eine Lücke in der derzeitigen Verord-
nung geschlossen werden: Es handelt sich um das 
Haushaltsverfahren, das zu befolgen ist, wenn bei 
den Kontrollen von der Kommission oder von den 
Mitgliedstaaten selbst Fehler in den Übersichten 
festgestellt werden. Die Vorschläge der Kommission 
zu den Voraussetzungen für die Erfassung der Be-
richtigungen der Grundlage der MwSt-Eigenmittel 

sind in Artikel 10 b der Änderungsvorschläge zur 
Verordnung 2892/77 enthalten, da in dieser Verord-
nung die Festlegung der Grundlage der MwSt-Ei-
genmittel dargelegt wird. Die Bestimmungen über 
die Bereitstellung der entsprechenden Angleichun-
gen an die MwSt-Salden und an die Finanzbeiträge 
sind in dem neuen Artikel 10 Abs. 6 der Verordnung 
2891/77 enthalten; in dieser Verordnung werden die 
Voraussetzungen für die Bereitstellung der Eigen-
mittel für die Gemeinschaft dargelegt. Diese zusätz-
lichen Bestimmungen sehen die Gutschrift der An-
gleichungen innerhalb eines Monats nach der Be-
richtigung der Grundlagen vor. Diese Frist gilt nach 
Artikel 10 Abs. 4 auch für die Gutschrift der ur-
sprünglichen MwSt-Salden. 

Entsprechende Angleichungen sollen auch bei den 
Finanzbeiträgen vorgenommen werden, welche die 
Mitgliedstaaten, die die Sechste Richtlinie nicht an-
wenden würden, gutschreiben. Für diese Berech-
nungen sollen die bei den ursprünglichen Anglei-
chungen angewandten Wechselkurse, d. h. die im 
Änderungsvorschlag zu Artikel 10 Abs. 5 genannten 
Kurse (siehe Punkt II.3.3 dieses Berichts) verwendet 
werden. Der Gesamtbetrag der Angleichungen an 
die Finanzbeiträge entspräche somit dem Betrag, 
der festgestellt worden wäre, wenn die MwSt-Über-
sichten bei der Übermittlung an die Kommission 
exakt gewesen wären und nicht später hätten be-
richtigt werden müssen. 

Gemäß Artikel 5 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der 
Haushaltsordnung 5 ), wonach „die Einnahmen eines 
Haushaltsjahres auf der Grundlage der im Laufe 
des Haushaltsjahres vereinnahmten Beträge für 
dieses Haushaltsjahr ausgewiesen werden", werden 
die Angleichungen an die MwSt-Salden und an die 
Finanzbeiträge in den in Artikel 16 Abs. 2 genannten 
Berichtigungshaushaltsplan eingesetzt. 

Das vorgenannte Verfahren wurde 1981 für die An-
gleichungen des Haushaltsjahres 1979 angewandt, 
ausgenommen einige Änderungen an den Fristen 
für die erste Anwendung und Meinungsverschieden-
heiten zwischen der Kommission und Mitgliedstaat 
über die anzuwendenden Wechselkurse. 

II.3.5 Finanzielle Autonomie der Gemeinschaft 

Nach Ansicht der Kommission muß die finanzielle 
Autonomie der Gemeinschaft, die mit der Einfüh-
rung der Eigenmittel eingeräumt wurde, ergänzt 
werden. Die Eigenmittel gehören der Gemeinschaft 
bei ihrer Feststellung, um die finanzielle Autonomie 
und das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und 
Ausgaben im Haushalt zu gewährleisten. Sie sind 
fällig, unabhängig davon, ob der Haushaltsplan ord-
nungsgemäß festgestellt wurde oder nicht. Die Mit-
gliedstaaten sind nämlich verpflichtet, diese Mittel 
den Konten der Kommission zu den in der Verord-
nung genannten Terminen gutzuschreiben. 

Der Haushalt wird nun vollständig durch eigene 
Mittel finanziert; bei den Finanzbeiträgen Griechen- 

5 ) ABl. L 356 vom 31. Dezember 1977. 
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lands wird vorübergehend von diesem Grundsatz 
abgewichen. Daher liegt es nahe, daß die den Konten 
der Kommission gutgeschriebenen Beträge verzinst 
werden, um den ausschließlich gemeinschaftlichen 
Charakter dieser Mittel zu wahren. Die Kommission 
schlägt nicht vor, die Konten höher zu belasten, als 
zur Deckung ihres Kassenmittelbedarfs notwendig 
ist, aber daß die Mitgliedstaaten die Zinsen auf die 
Guthaben der Konten zu dem in dem betreffenden 
Mitgliedstaat geltenden um 0,5 Prozentpunkte ver-
minderten Diskontsatz monatlich gutschreiben. Aus 
diesem pauschalen Abschlag sollen die Leistungen 
der Haushaltsverwaltungen der Mitgliedstaaten, die 
mit der Verwaltung der Konten betraut sind, ent-
sprechend der Art und der Anzahl der Buchungsvor-
gänge auf den Kommissionskonten in gleicher 
Weise abgegolten werden, wie dies zwischen natio-
nalen Finanzinstitutionen in ähnlichen Fällen ge-
schieht. 

Die Kommission schlägt daher eine entsprechende 
Änderung von Artikel 9 Abs. 1 der Verordnung vor. 

Die Kommission schlägt außerdem eine Änderung 
der Bestimmungen über die Verzugszinsen vor, die 
gemäß Artikel 11 bei verspäteter Gutschrift der Ei-
genmittel von den Mitgliedstaaten zu zahlen sind. 
Daß man die Mitgliedstaaten verpflichtet, Verzugs-
zinsen zu zahlen, ist bereits ein Beweis für die finan-
zielle Autonomie der Gemeinschaft. Doch ist das 
derzeitige System nicht mehr gerecht, weil danach 
für alle Mitgliedstaaten der höchste in der Gemein-
schaft geltende Diskontsatz angewendet wird. We-
gen der immer größer werdenden Unterschiede zwi-
schen den Diskontsätzen der Mitgliedstaaten ist 
auch die Differenz zwischen dem höchsten Diskont-
satz und dem in dem betreffenden Mitgliedstaat gel-
tenden Satz ganz beträchtlich, so daß die finanzielle 
Belastung der einzelnen Mitgliedstaaten nicht mehr 
vergleichbar ist. Die Kommission schlägt daher vor, 
den in dem betreffenden Mitgliedstaat geltenden 
Diskontsatz, erhöht um 5 Prozentpunkte, anzuwen-
den. Damit wird erreicht, daß kein Mitgliedstaat ein 
Interesse hat, die Gutschrift der Eigenmittel zu ver-
zögern. Dieses neue System ist gerechter und ver-
hindert gleichzeitig wie bisher, daß der Gemein-
schaftskasse Verluste entstehen. 

III. Kassenführung 

Die Verordnung sieht die monatliche Bereitstellung 
der eigenen Mittel aus Zöllen, Agrarabschöpfungen 
und Zucker- und Isoglukoseabgaben an Hand der 
zwei Monate vorher erfolgten Feststellungen vor 
und was die MwSt-Eigenmittel angeht, entspre-
chend der vorläufigen Bemessungsgrundlage, in 
zwölf Monatsbeträge aufgeteilt. In der Verordnung 
wird jedoch eingeräumt, daß der Rhythmus der Er-
hebung der eigenen Mittel anders sein könnte als 
der der Ausführung der Ausgaben, oder daß sich 
Einnahmen und Ausgaben von den Ansätzen im 
Haushaltsplan unterscheiden könnten. 

Nach Artikel 12 Abs. 1 verfügt die Kommission über 
die Guthaben, die den in ihrem Namen bei der Haus

-

haltsverwaltung der einzelnen Mitgliedstaaten ein

-

gerichteten Konten gutgeschrieben werden, nur so-
weit dies zur Deckung ihres Kassenmittelbedarfs im 
Rahmen der Ausführung des Haushaltsplans not-
wendig ist. Übersteigen die erhobenen Beträge die 
Ausgaben, so verbleibt der Saldo auf den Konten bei 
den Haushaltsverwaltungen. Nach Artikel 12 Abs. 2 
ist der Aktivsaldo auf diesen Konten derart zwi-
schen den Mitgliedstaaten aufzuteilen, daß die Auf-
teilung der Einnahmen im Haushaltsplan jedes Mit-
gliedstaates gewahrt bleibt. Die Kommission hat re-
gelmäßig diese Bedingung erfüllt, indem sie monat-
lich eine Schätzung der Einnahmen und Ausgaben 
und die entsprechenden Bewegungen vorgenommen 
hat. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewie-
sen, daß diese Schätzungen genauer ausfielen, wenn 
die einzelstaatlichen Verwaltungen die Übermitt-
lung der Beträge der Zoll- und Agrarabgaben auf 
Ende des Monats vor der Gutschrift vorziehen könn-
ten. Übersteigen jedoch die Ausgaben die Einnah-
men, kann die Kommission Artikel 10 Abs. 2 in An-
spruch nehmen und die Mitgliedstaaten ersuchen, 
die Eigenmittel — außer den MwSt-Eigenmitteln — 
einen Monat früher gutzuschreiben. Jede vorgezo-
gene Gutschrift wird im darauffolgenden Monat ver-
rechnet. Diese Bestimmung zielt darauf ab, eine — 
selbst vorübergehende — Verlangsamung des 
Rhythmus der Erhebung der Eigenmittel bzw. eine 
plötzliche Beschleunigung des Rhythmus der Aus-
gaben (z. B. Konzentration bestimmter Ausgaben zu 
Beginn des Haushaltsjahres) auszugleichen; sie soll 
nicht einer Situation entgegenwirken, die entstehen 
könnte, wenn sich die Ansätze für die herkömmli-
chen Eigenmittel als zu hoch erweisen sollten. In 
diesem Fall wäre der Rhythmus der Erhebungen 
nicht mehr die Ursache, und es würde nicht mehr 
ausreichen, die Zahlung der Eigenmittel — ausge-
nommen die MwSt-Eigenmittel — um einen Monat 
vorzuziehen, da diese im darauffolgenden Monat 
verrechnet werden müßten. Sollte sich eine derar-
tige Situation ergeben, finden die Bestimmungen 
von Artikel 12 Abs. 2 Anwendung, wonach die Kom-
mission die Konten bei den einzelstaatlichen Haus-
haltsverwaltungen über den Gesamtbetrag der Gut-
haben hinaus belasten kann. In diesem Fall unter-
richtet sie vorher die Mitgliedstaaten über die vor-
aussichtlichen Überschreitungen. Die Verrechnung 
erfolgt entweder im Laufe des Haushaltsjahres 
durch einen Berichtigungshaushaltsplan, in dem die 
Ansätze der herkömmlichen Eigenmittel gesenkt 
und die Eigenmittel aus der Mehrwertsteuer erhöht 
werden, oder durch ein Berichtigungsschreiben zum 
Haushaltsentwurf des folgenden Jahresgin dem ein 
vorläufiger Betrag für das Defizit des laufenden 
Haushaltsjahres eingesetzt wird, und die MwSt-Ei-
genmittel entsprechend erhöht und die Ausgaben 
gesenkt werden. Nach Artikel 16 Abs. 1 zweiter Un-
terabsatz kann ein Berichtigungsschreiben auch er-
stellt werden, wenn die eigenen Mittel über den Vor-
anschlägen liegen. 

Diese Fälle sind bisher nicht eingetreten, und es war 
daher nicht nötig, Artikel 10 Abs. 2, Artikel 12 Abs. 2 
oder Artikel 16 Abs. 1 zweiter Unterabsatz der Ver-
ordnung in Anspruch zu nehmen. Die Kommission 
hat allerdings gemäß Artikel 1 Abs. 5 erster Unter-
absatz der Haushaltsordnung Vorentwürfe von Be- 
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richtigungshaushaltsplänen vorgelegt, bei denen die 
Änderungen des Gesamtbetrags der herkömmli-
chen Eigenmittel berücksichtigt wurden. 

IV. Bestimmungen über den Überschuß oder das 
Defizit des Haushaltsjahres 

Es wäre angebracht, Artikel 15 betreffend die Be-
rechnung des Saldos des Haushaltsjahres zu än-
dern. Die derzeitige Bestimmung, die die direkte Er-
fassung der Überschreitungen der Übertragungen 
von nichtaufgeteilten Mitteln infolge der Wechsel-
kursänderung zwischen der Erstellung der Mittel-
übertragungen und ihrer Verwendung bei der Be-
rechnung des Saldos vorsieht, wurde niemals ange-
wandt, da sie mit dem Inhalt von Artikel 4 der Haus-
haltsordnung nicht vereinbar ist, wonach „Einzah-
lungen oder Auszahlungen nur im Wege der Verbu-
chung unter einem Artikel des Haushaltsplans vor-
genommen werden dürfen". Da die Wechselkursän-
derungen positive oder negative Unterschiedsbe-
träge zur Folge haben, die sich untereinander aus-
gleichen, und da sich daraus eine Vielzahl ergänzen-
der Mittelzurücknahmen oder -bindungen ergibt, 
wird vorgeschlagen, Artikel 15 dahin gehend zu än-
dern, daß eine Abweichung von Artikel 4 der Haus-
haltsordnung möglich wird. Ferner wird vorgeschla-
gen, unter dem Saldo des Haushaltsjahres die ei-
gentlichen Kursdifferenzen zu verbuchen, die sich 
aus den Bankgeschäften und der Verwendung un-
terschiedlicher ECU-Sätze während des Haushalts-
jahres ergeben. Die Netto-Kursgewinne werfen kei-
nerlei Probleme im Rahmen des derzeitigen Sy-
stems auf, da die Einsetzung eines z. E. im Einnah-
menansatz des Haushaltsplans die haushaltsmäßige 
Erfassung ermöglicht; ein Nettoverlust kann jedoch 
nicht im Ausgabenansatz verbucht werden, ohne 
daß der betreffende Posten mit ausreichenden Mit-
teln ausgestattet wird. Bei Kursverlusten sieht Arti-
kel 850 ebenfalls die Einsetzung eines z. E. vor; es 
muß eine Mittelübertragung erfolgen, die nur auf 
dem Wege einer „offenen" Übertragung möglich ist, 
da der betreffende Betrag erst bei Abschluß des 
Haushaltsjahres bekannt ist. 

V. Bestimmungen über die Kontrolle der Eigenmit-
tel außer den MwSt-Eigenmitteln 

In den neun Jahren von 1974 bis 1982 haben die Be-
amten der Kommission ein jährliches Besuchspro-
gramm bei den Mitgliedstaaten durchgeführt, das 
gemäß Artikel 18 der Verordnung 2891/77 und den 
Bestimmungen der Verordnung 165/74 ausgearbei-
tet wurde. Dieses jährliche Programm sieht etwa 
dreißig Besuche in den einzelnen Mitgliedstaaten 
vor; die Zahl schwankt je Mitgliedstaat nach Maß-
gabe der Ziele des Programms, des Umfangs der auf 
einzelstaatlicher Ebene bei der Anwendung des Sy-
stems der eigenen Mittel aufgetretenen Probleme 
sowie der geographischen Merkmale des Mitglied-
staates, in dem die Kontrolle durchgeführt wird; das 
ständige Ziel der Kontrolle ist die korrekte Anwen-
dung der Bestimmungen, insbesondere über die 

Feststellung und die Bereitstellung aller Arten von 
Eigenmitteln. 

Die Generaldirektion für Haushalt, die mit der Koor-
dinierung der verschiedenen Maßnahmen beauf-
tragt ist, ist hauptverantwortlich für diese Kontroll-
besuche. Diese Verantwortung teilt sie mit den Be-
amten der Finanzkontrolle, der Landwirtschaft und 
insbesondere des Dienstes der Zollunion; so wird un-
ter Berücksichtigung der jeweiligen Kompetenzen 
eine möglichst große Effizienz dieser Prüfungen ge-
währleistet. Durchschnittlich wurden die Kontroll-
besuche von drei Kommissionsbeamten durchge-
führt. Gelegentlich haben Beamte des Rechnungs-
hofes und seinerzeit des Kontrollausschusses in An-
wendung der Bestimmungen der Haushaltsordnung 
an diesen Besuchen teilgenommen. 

Nach Artikel 18 der Verordnung 2891/77 „ziehen die 
Mitgliedstaaten die Kommission zu den von ihnen 
vorgenommenen Kontrollen hinzu". Jedoch geht aus 
den Gemeinschaftsbestimmungen 6) nicht deutlich 
hervor, welche Verfahren bei diesen Kontrollen an-
zuwenden sind; von Anfang an mußte die Kommis-
sion feststellen, daß jeder Mitgliedstaat eine andere 
Auffassung davon hatte. 

Es steht fest, daß jeder Mitgliedstaat die Notwendig-
keit einer Kontrolle seiner eigenen Verwaltung ein-
sieht und diese Kontrollen derart durchzuführen 
sind, daß die herkömmlichen Kompetenzen jeder 
Abteilung, die sich in den einzelnen Mitgliedstaaten 
unterschiedlich entwickelt haben, berücksichtigt 
werden. 

Nach acht Jahren regelmäßiger Kontakte mit den 
einzelstaatlichen Verwaltungen und trotz der stän-
digen Fortschritte auf dem Wege zu einer Zusam-
menarbeit in dieser Sache bestehen noch immer ver-
fahrenstechnische Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen „Kontrollen", zu denen die Kommission 
„hinzugezogen" wird. 

Nach Ansicht der Kommission ist die Kontrolle der 
Einnahmen mehr als eine Prüfung von Unterlagen 
über Tätigkeiten in der Vergangenheit und ist eine 
Prüfung und Beurteilung der Anwendung zum Zeit-
punkt der Kontrolle der einzelstaatlichen Systeme 
notwendig. Ferner ist sie der Ansicht, daß sie sich in-
folge von Personalmangel bei der Kontrolle der Ei-
genmittel vor allem auf die Prüfung des in jedem 
Mitgliedstaat geltenden Systems konzentrieren und 
sich vergewissern muß, daß die einzelstaatlichen 
Kontrollen zufriedenstellend sind; das entspricht 
der Tatsache, daß die Hauptverantwortung für die 
Kontrolle der Eigenmittel bei den Mitgliedstaaten 
liegt. Wird die Hinzuziehung der Kommission zu den 
einzelstaatlichen Kontrollen von den Mitgliedstaa-
ten restriktiv ausgelegt, werden die Ziele der Kom-
mission möglicherweise nur teilweise verwirklicht. 
Das Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache 
COMO  7 ), in dem anerkannt wird, daß die Kontroll- 

6) Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 165/74 des Ra-
tes vom 21. Januar 1974 (ABl. L 20 vom 24. Januar 
1974). 

7) Rechtssache 267/78, Kommission der Europäischen Ge-
meinschaften gegen Italienische Republik, Sig. 1980, 
31. 
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Befugnisse der Kommission über die „Feststellung" 
hinausgehen und alle Verfahren, Unterlagen und 
Berichte umfassen, die für sie in der „Phase vor der 
Feststellung" interessant sind, ermöglicht der Kom-
mission, für die Hinzuziehung zu den einzelstaatli-
chen Kontrollen ein effizienteres Konzept vorzuse-
hen. Nach Ansicht der Kommission wird nämlich 
durch die Beschränkung ihrer Befugnisse auf die 
Hinzuziehung zu den einzelstaatlichen Kontrollen 
ihre Möglichkeit eingeschränkt, sich davon zu über-
zeugen, daß die Eigenmittel der Gemeinschaften 
korrekt festgestellt wurden; sie wünscht eine Ent-
wicklung im Sinne des Urteils des Gerichtshofs. 

Das bedeutet nicht, daß die der Kommission im Rah-
men der Kontrollen, zu denen sie hinzugezogen 
wird, gewährten Erleichterungen in den vergange-
nen Jahren keine positiven und intressanten Ergeb-
nisse gebracht haben. Einige Unterschiede in der 
Anwendung der Rechtsvorschriften der Gemein-
schaften über die eigenen Mittel wurden überprüft 
und korrigiert; die einzelstaatliche Buchführung 
über die „Steuererklärungen", die die Mitgliedstaa-
ten der Kommission gemäß Artikel 7 Punkt 3 der 
Verordnung Nr. 2891/77 vorlegen, wurde systema-
tisch überprüft. Es ergaben sich zahlreiche Proble-
me, und die einzelnen Kommissionsdienststellen 
konnten die Prüfung zusammen mit den Mitglied-
staaten im Rahmen des Beratenden Ausschusses 
für eigene Mittel und anderer für spezifische Fragen 
zuständiger Ausschüsse fortsetzen. Zu den positiven 
Ergebnissen gehörte ein besseres gegenseitiges Ver-
ständnis infolge der Zusammenarbeit auf der 
Grundlage der Gleichheit der Beamten der Gemein-
schaften und der einzelstaatlichen Beamten, die in-
nerhalb der Grenzen ihrer eigenen Verwaltung ar-
beiteten; ein positiver Aspekt dieser Besuche war 
auch, daß sich die einzelstaatlichen Beamten in den 
am weitesten entfernten Büros der Mitgliedstaaten 
durch die Zusammenarbeit mit den Beamten der Ge-
meinschaft der Existenz der Gemeinschaft und ih-
res Beitrags zur europäischen Verwaltung der Ei-
genmittel bewußt wurden. 

Seit der Gemeinschaftshaushalt vollständig aus ei-
genen Mitteln der Gemeinschaften finanziert wird, 
wurden verschiedene Initiativen ergriffen, um die 
Kontrollbefugnisse der Kommission im Bereich der 
eigenen Mittel zu verstärken. Das Ungleichgewicht 
zwischen den Befugnissen der Kommission im Be-
reich der Ausgaben und der im Bereich der Haus-
haltsmittel wurde wiederholt hervorgehoben. Die 
Verordnung Nr. 283/72 beispielsweise sieht im Rah-
men der Finanzierung der Agrarausgaben die Mög-
lichkeit einer direkten Kontrolle durch Beamte der 
Kommission bei den betreffenden einzelstaatlichen 
Verwaltungen vor. Seit zehn Jahren wurde diese 
Kontrolle immer mit vollem Einverständnis der ein-
zelstaatlichen Verwaltungen durchgeführt; dieses 
System hat sich als sehr effizient erwiesen, weil es 
der Kommission ermöglicht, sich vollständig über 
die Vorgänge in den Mitgliedstaaten zu informieren. 
Es ist naheliegend, daß die Kommission für die Ei-
genmittel die gleichen Forderungen stellt, da sie 
nämlich wiederholt feststellen mußte, daß ihre In-
formationen beispielsweise über Unregelmäßigkei

-

ten bei den Gemeinschaftsmitteln unzureichend wa-
ren. 

Die Kommission könnte sich besser davon überzeu-
gen, daß die Eigenmittel regelmäßig, gerecht und 
einheitlich festgestellt und erhoben werden, wenn 
sie beispielsweise direkte Kontrollen bei den einzel-
staatlichen Verwaltungen durchführen könnte, die 
mit der Durchführung der Verordnung 2891/77 be-
auftragt sind, die Hinzuziehung zu den Kontrollen 
sollte weiterhin erfolgen; die direkte Kontrolle 
würde von der Kommission nur ausgeübt werden, 
wenn dies nötig scheint. Daher schlägt die Kommis-
sion eine Änderung von Artikel 18 dieser Verord-
nung vor. Ferner regt sie an, die Berichtigungen im 
Anschluß an die Kontrollen in den monatlichen 
Übersichten (Artikel 7) der festgestellten Eigenmit-
tel, die an die Kommission gerichtet werden, geson-
dert auszuweisen. Zusätzliche Kontrollen der 
Durchführung der Berichtigungen würden so einge-
schränkt werden können. 

Die zu Artikel 17 Abs. 3 vorgeschlagene Änderung 
betreffend die Übermittlung von Halbjahresberich-
ten ergänzt die vorhergehenden Bestimmungen; sie 
ist auch im Lichte des Informationsanspruchs ge-
rechtfertigt, der der Kommission für die Durchfüh-
rung des Systems der eigenen Mittel der Gemein-
schaften zugestanden wird. Daher wird eine Analyse 
der Angaben gefordert, die eine bessere Bestim-
mung der Unregelmäßigkeiten im Laufe des Haus-
haltsjahres und ihrer finanziellen Auswirkungen er-
möglichen würde. Schwere Fälle sollten einer beson-
deren Prüfung unterzogen werden. Dies alles würde 
eine bessere Ausrichtung der Kontrollen der Kom-
mission ermöglichen, die diese direkt oder in Zusam-
menarbeit mit den Mitgliedstaaten durchführt, so-
wie eine zufriedenstellendere Unterrichtung der 
auswärtigen Kontrollorgane (Ausschuß für Haus-
haltskontrolle des Europäischen Parlaments und 
Rechnungshof). 

Da die Bestimmungen der Verordnung 2891/77 auf 
alle Eigenmittel Anwendung finden, insofern keine 
besonderen Bestimmungen über die Mehrwert-
steuer in der Verordnung 2892/77 vorgesehen sind, 
ist zu berücksichtigen, daß die Vorschläge über die 
Kontrolle in bezug auf das Initiativrecht der Kom-
mission betreffend Kontrollen an Ort und Stelle zu-
mindest teilweise auf die Mehrwertsteuer angewen-
det werden können. 

VI. Beratender Ausschuß für eigene Mittel 

Der Beratende Ausschuß für eigene Mittel, in dem 
die Kommission den Vorsitz führt und das Sekreta-
riat innehat, tritt seit 1971 regelmäßig zusammen, 
um Probleme im Rahmen der Verordnung 2891/77 
und insbesondere die Ergebnisse der Kontrollen zu 
prüfen, die die Kommission in Zusammenarbeit mit 
den zuständigen einzelstaatlichen Verwaltungen be-
treffend die Feststellung und Bereitstellung der 
Zölle und Agrarabschöpfungen durchführt. 

Der Ausschuß hat 1978 ein detailliertes Schema der 
Halbjahres- und Jahresberichte gebilligt, nach dem 
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die Mitgliedstaaten ihre Informationen für die Kom-
mission ausarbeiten müssen. 

Die Kommission hat die Mitgliedstaaten wiederholt 
auf die unterschiedliche Qualität der von ihnen nach 
Artikel 5 und 17 vorgelegten Berichte und auf feh-
lende Angaben zu bestimmten Streitsachen hinge-
wiesen. 

Die Berichte mit den Kontrollergebnissen wurden in 
bezug auf die Angaben zu den in diesen Unterlagen 
beschriebenen Kontrollmaßnahmen und die bei den 
Kontrollen aufgetretenen Probleme geprüft. 

Wie bereits unter Ziffer II.1 dieses Berichts darge-
legt, hat die Kommission diesem Ausschuß folgende 
allgemeine Fragen unterbreitet: 

— Der Begriff der Feststellung 
Im Anschluß an die Arbeiten einer interdirektio-
nalen Gruppe, die diese Frage untersuchen sollte, 
hat die Kommission eine Auslegung des Begriffs 
„Feststellung" gegeben und sie den Mitgliedstaa-
ten mitgeteilt. Die im Ausschuß vertretenen De-
legationen wurden mit diesen Arbeiten und die-
ser Auslegung befaßt. 
Die Prüfung dieser Frage wird im Ausschuß auf 
der Grundlage der Informationen fortgesetzt, die 
in den Mitgliedstaaten bei einer Kontrolle der 
Feststellung gesammelt wurden, und zwar im be-
sonderen der Feststellung in Streitfällen. 

— Der Begriff der höheren Gewalt 
Auf Antrag einiger Mitgliedstaaten und im Zu-
sammenhang mit dem Begriff Feststellung hat 
die Kommission die Mitgliedstaaten innerhalb 
des Ausschusses auf die Auslegung von Arti-
kel 17 Abs. 2 der Verordnung 2891/77 verwiesen. 

Abgesehen von diesen allgemeinen Fragen wurde 
der Ausschuß mit allen Schwierigkeiten bei der 
Durchführung der Regelung über die früheren eige-
nen Mittel befaßt. 

Seit Beginn der Arbeiten des Ausschusses im Jahre 
1971 wurde im gegenseitigen Einvernehmen mit den 
einzelstaatlichen Delegationen eine interne Rege-
lung festgelegt, deren Anwendung keinerlei Pro-
bleme aufwirft, da dies flexibel ausgelegt werden 
kann, um die Schwierigkeiten im Zusammenhang 
mit den zahlreichen und schwierigen, da sehr techni-
schen, einzelstaatlichen Vorschriften zu überwin-
den. 

Diese praktischen Probleme haben im übrigen noch 
zugenommen, seit der Gemeinschaft eigene Mittel 
aus der Mehrwertsteuer zur Verfügung gestellt wer-
den. 

In der Vergangenheit genügten durchschnittlich 
vier Sitzungen jährlich für die Prüfung der Pro-
bleme im Zusammenhang mit den herkömmlichen 
eigenen Mitteln; dies hat sich seit Inkrafttreten der 
Verordnung 2892/77 über die eigenen Mittel aus der 
Mehrwertsteuer völlig geändert. Der Ausschuß hält 
durchschnittlich zehn Sitzungen jährlich ab. 

In einem Haushaltsjahr waren die vier genannten 
jährlichen Sitzungen normalerweise völlig oder teil

-

weise für die herkömmlichen Eigenmittel und in er-
ster Linie für die Prüfung der Angaben in den Jah-
resberichten der Mitgliedstaaten (Artikel 5 und 17 
der Verordnung) sowie für die Prüfung der Ergeb-
nisse der Eigenmittelkontrollen in den Mitgliedstaa-
ten gemäß Artikel 6 der Verordnung 165/74 be-
stimmt. Die Untergruppe „Voranschläge" hat die in 
den Haushaltsvorentwürfen einzusetzenden Mittel-
ansätze der Eigenmittel und den Rhythmus der Er-
hebung geprüft. 

Seit es die MwSt-Eigenmittel gibt, waren jährlich zu-
sätzlich etwa sechs bis acht Sitzungen notwendig, 
zumindest in den beiden ersten Jahren, in denen die 
vollständige Prüfung der Bemessungsgrundlagen 
der neun Mitgliedstaaten einen immensen Arbeits-
anfall mit sich brachte. 

Obwohl der Beratende Ausschuß für eigene Mittel 
einmalig ist, gilt ein besonderes Verfahren, wenn er 
nach Artikel 13 der Verordnung 2893/77 zusammen-
tritt; dann nämlich ist seine Zuständigkeit auf die 
Prüfung spezifischer Probleme im Zusammenhang 
mit den MwSt-Eigenmitteln begrenzt, die in diesem 
Dokument nicht behandelt werden. 

VII. Verschiedene formelle Änderungen 

1. Zu Artikel 3 wird vorgeschlagen, die Unterlagen 
länger als drei Kalenderjahre aufzubewahren, 
wenn bei einer etwaigen Prüfung eine Ände-
rung der entsprechenden Feststellung erforder-
lich ist, um die genannte Berechtigung und de-
ren Kontrolle zu ermöglichen. 

2. Zu Artikel 6, nunmehr Artikel 5, wird vorge-
schlagen, die Textstelle zu streichen, die vor-
sieht, daß der MwSt-Satz durch eine „auf die 
vierte Dezimalstelle auf- oder abgerundete 
Zahl" ausgedrückt wird, da mindestens zehn De-
zimalstellen erforderlich sind, um die MwSt-
Mittel auf die Mitgliedstaaten zu verteilen. 
Ferner soll erwähnt werden, daß die MwSt-Ei-
genmittel zur vollständigen Deckung des Teils 
des Haushalts bestimmt sind, der nicht aus Zöl-
len, Agrarabschöpfungen, Beiträgen zu den Eu-
ratom-Ergänzungsprogrammen, verschiedenen 
Einnahmen und ggf. Finanzbeiträgen auf der 
Grundlage des Bruttosozialproduktes finanziert 
wird. Es scheint zweckmäßig, diese Beiträge 
einzubeziehen, da sie in Artikel 4 Abs. 6 des Be-
schlusses vom 21. April 1970 vorgesehen sind. 

3. Zu Artikel 7 Abs. 2, nunmehr Artikel 6 Abs. 2, 
und zu Artikel 10 Abs. 1 wird vorgeschlagen, den 
Termin für die Verbuchung und die Gutschrift 
der festgestellten Eigenmittelansprüche auf 
den Konten der Kommission nicht mehr auf den 
„20. des zweiten Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem der Anspruch festgestellt wurde", 
sondern auf „den ersten Werktag nach dem 19. 
des zweiten Monats, der auf den Monat folgt, in 
dem der Anspruch festgestellt wurde", zu legen. 
Sollte der 20. des Monats kein Werktag sein, 
werden die Verbuchung und die Gutschrift auf 
den nächsten Arbeitstag verschoben, auch wenn 
die Anwendung von Artikel 3 Abs. 4 der Verord- 
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nung 1182/71 8 ) zu demselben Ergebnis gelangt. 
Dieser Vorschlag zielt auf eine Vereinheitli-
chung des Verfahrens für die verschiedenen Ei-
genmittel ab. Bei Artikel 7 Abs. 3 wird eine Frist 
für die Übermittlung der monatlichen Übersich-
ten festgelegt. 

4. Bei Artikel 9 Abs. 1 wurden die Hinweise auf be-
stimmte Absätze von Artikel 10 berichtigt und 
überarbeitet. 

5. Artikel 9 Abs. 3 wurde gestrichen, da die Be-
stimmungen über die Umrechnung und Verbu-
chung der Landeswährungen in ECU in dem 
Änderungsvorschlag zu Artikel 30 der Haus-
haltsordnung enthalten sind. 

6. Die Kommission hält es für zweckmäßig, bei Ar-
tikel 10 Abs. 3 vierter Unterabsatz auszuführen, 
daß der vom Rat in erster Lesung verabschie-
dete Haushaltsentwurf maßgeblich für die Gut-
schriften ist, die am ersten Werktag des Monats 
Januar vorzunehmen sind. Dadurch wird kei-
neswegs die derzeitige Anwendung der Vor-
schriften geändert. 

7. Bei Artikel 10 Abs. 7 (ehemals Artikel 10 Abs. 6) 
wurde der Hinweis auf die übrigen Absätze die-
ses Artikels überarbeitet. 

8. Bei Artikel 13 Abs. 2 wird ausgeführt, daß die 
Berechnung des BSP für jeden Mitgliedstaat 
auf der Grundlage der nach dem Europäischen 
System volkswirtschaftlicher Gesamtrechnun-
gen (ESVG) erstellten Statistiken erfolgt und 
nicht mehr geändert wird, wenn der Haushalt 
festgestellt ist. Dadurch wird die derzeitige Pra-
xis bestätigt, die auf der Einigung der Ratsgre-
mien im Anschluß an den Beschluß vom 
21. April 1970 beruht. 

9. Bei Artikel 14 Buchstabe b ist die Definition des 
BIP in der zweiten Ausgabe des ESVG vom 
Jahre 1979 beizubehalten. 

8 ) ABL. L 124 vom B. Juni 1971  

10. Der letzte Unterabsatz von Artikel 15 wird ge-
strichen, da er überholt ist. 

11. Zu Artikel 16 Abs. 1 wird vorgeschlagen, daß die 
Eintragung in ein Berichtigungsschreiben je 
nach dem Umfang der Unterschiede zwischen 
den im Oktober vorgenomenen Schätzungen 
zur Erhebung der eigenen Mittel des laufenden 
Jahres und den ursprünglichen Voranschlägen 
freiwillig und nicht obligatorisch sein soll. Diese 
Änderung entspricht dem Änderungsvorschlag 
zu Artikel 27 der Haushaltsordnung, in dem vor-
gesehen ist, daß der Saldo des Haushaltsjahrs in 
den Berichtigungs- oder Nachtragshaushalts-
plan des folgenden Haushaltsjahres oder den 
des zweiten folgenden Haushaltsjahres einge-
setzt werden soll. 

12. In Artikel 16 Abs. 2 wurde der Hinweis auf be-
stimmte Absätze von Artikel 10 überarbeitet. 

13. In Artikel 18 Abs. 3, nunmehr Artikel 18 Abs. 4, 
wurde der Hinweis auf bestimmte andere Ab-
sätze dieses Artikels überarbeitet. 

14. Bei Artikel 19 wurde der ausschließliche Hin-
weis auf die Zollregelung in Anbetracht der Ent-
wicklung im Bereich der eigenen Mittel gestri-
chen. 

15. Bei Artikel 21 wurden die Hinweise auf die übri-
gen Artikel überarbeitet. 

16. Jeglicher Hinweis auf die Europäische Rech-
nungseinheit (ERE) wurde durch die ECU er-
setzt. Diese Änderung entspricht Artikel 1 der 
Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 3308/80 des 
Rates vom 16. Dezember 1980 zur Ersetzung der 
Europäischen Rechnungseinheit durch die ECU 
in den Rechtsakten der Gemeinschaft 9 ). 

9 ) ABl. L 345 vom 20. Dezember 1980 
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Begründung 

I. Einführung 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2891/77 
des Rates zur Durchführung des Beschlusses vom 
21. April 1980 über die Ersetzung der Finanzbeiträge 
der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der 
Gemeinschaften — nachstehend „Verordnung 
Nr. 2891"10) genannt — ist am 19. Dezember 1977 er-
lassen worden und gilt seit dem Haushaltsjahr 
1978. 

Nach Artikel 22 der Verordnung hat die Kommission 
einen Bericht über die Anwendung dieser Verord-
nung sowie gegebenenfalls Vorschläge zu ihrer Än-
derung vorzulegen. Der genannte Bericht ist dem 
vorliegenden Änderungsvorschlag beigefügt. Die 
einzelnen Änderungsvorschläge werden in der Be-
gründung kurz erläutert und im Bericht dann einge-
hender behandelt. 

Die oben angeführte Verordnung ist an die Stelle der 
Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2/71 des Ra-
tes vom 2. Januar 1971 zur Durchführung des Be-
schlusses vom 21. April 1970 über die Ersetzung der 
Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften 11 ) getreten, da das im 
Beschluß vom 21. April 1970 vorgesehene System 
der eigenen Mittel ab 1. Januar 1978 voll zur Anwen-
dung gelangt ist. Der Gemeinschaft werden hier-
nach insbesondere die Eigenmittel aus der Mehr-
wertsteuer zugewiesen und der Gesamthaushalts-
plan der Gemeinschaften wird in Europäischen 
Rechnungseinheiten aufgestellt. Die neue Verord-
nung ist gleichzeitig mit der Haushaltsordnung 12 ) in 
Kraft getreten. Die auf der Grundlage der Vor-
schläge der Kommission 1 4 ) vorzunehmenden Ände-
rungen zu den Verordnungen Nr. 2891 und 
Nr. 2892 13 ) sowie zur Haushaltsordnung sollen ent-
weder ebenfalls gleichzeitig in Kraft treten, damit 
die Übereinstimmung zwischen den drei Verordnun-
gen gewährleistet ist, oder aber es sollen Übergangs-
maßnahmen vorgesehen werden, falls die Änderun-
gen zu einer der Verordnungen früher genehmigt 
werden -als die zu den anderen. 

Die Vorschläge der Kommission sehen sachliche 
und haushaltstechnische Änderungen vor. Sie zielen 
darauf ab, dem gemeinschaftlichen Charakter der 
Eigenmittel stärker Rechnung zu tragen, die bei der 
Anwendung der Verordnung erworbenen Erfahrun-
gen zu berücksichtigen und die festgestellten Lük-
ken zu schließen. 

Die Verordnung Nr. 2891 weist neun Titel auf: 

Titel I: 	Allgemeine Vorschriften 

10) ABl.  L 336 vom 27. Dezember 1977, S. 1 
11) ABl. L 3 vom 5. Januar 1971, S. 1 
12) ABl. L 356 vom 31. Dezember 1977, S. 1 
13) KOM(82) 
14) KOM(80) 760 endg. vom 12. Dezember 1980  

Titel II: 	Verbuchung der eigenen Mittel 

Titel III: Bereitstellung der eigenen Mittel 

Titel IV: Kassenführung 

Titel V: 	Durchführungsbestimmungen zu Arti-
kel 4 Abs. 2 und 3 des Beschlusses vom 
21. April 1970 

Titel VI: Durchführungsbestimmungen zu Arti-
kel 4 Abs. 5 des Beschlusses vom 
21. April 1970 

Titel VII: Kontrollvorschriften 

Titel VIII: Bestimmungen über den Beratenden 
Ausschuß für eigene Mittel 

Titel IX: Schlußbestimmungen 

Die Vorschläge der Kommission sind in derselben 
Weise gegliedert. 

II. Titel I — Allgemeine Vorschriften 

Zwei haushaltstechnische Änderungen werden zu 
Artikel 3 und 6 vorgeschlagen. 

Die erste sieht vor, daß die Unterlagen von den Mit-
gliedstaaten länger als drei Kalenderjahre aufzube-
wahren sind, sofern vor Ablauf dieser Frist eine 
Kontrolle stattfindet und daraufhin voraussichtlich 
eine Berichtigung der Feststellung vorgenommen 
werden muß. Diese Frist wird gegebenenfalls um die 
für die Berichtigung und Kontrolle erforderliche 
Zeit verlängert. 

Durch den zweiten Vorschlag sollen die Bestimmun-
gen über die Berechnung des Mehrwertsteuersatzes 
geändert werden. Dieser Satz soll nicht mehr durch 
eine „auf die vierte Dezimalstelle auf- oder abgerun-
dete Zahl" ausgedrückt werden, da für eine genaue 
Aufteilung der MwSt-Mittel auf die Mitgliedstaaten 
mindestens zehn Dezimalstellen erforderlich sind. 

Außerdem sollen die Beiträge zu den Euratom-Er-
gänzungsprogrammen ausdrücklich als Haushalts-
einnahmen genannt werden, da in Kapitel 4 Abs. 6 

I des Beschlusses vom 21. April 1970 ebenso verfahren 
wird. 

III. Titel II — Verbuchung der eigenen Mittel 

Die Kommission schlägt vor, die beiden Ziele der 
von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 5 und Arti-
kel 17 Abs. 3 zu erstellenden Berichte genauer dar-
zulegen. In dem in Artikel 5 genannten Bericht sol-
len von jetzt an nur noch die Feststellung und die 
Verbuchung der eigenen Mittel behandelt werden; 
dieser Artikel wird daher als neuer Artikel 8 in den 
Titel II der Verordnung eingefügt. Die Artikel 6, 7 
und 8 werden somit zu den Artikeln 5, 6 und 7. Der 
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die Kontrolle betreffende Teil des Berichts wird in 
den in Artikel 17 Abs. 3 genannten Bericht einbezo-
gen (siehe Titel VIII). 

Ferner werden drei haushaltstechnische Änderun-
gen zu Artikel 7 Abs. 2 und 3 vorgeschlagen. 

Erstens soll der Zeitpunkt der Verbuchung der her-
kömmlichen Eigenmittel geändert werden. Um Pro-
bleme zu vermeiden, wenn der 20. des Monats auf ei-
nen Feiertag, einen Samstag oder einen Sonntag 
fällt, soll als Zeitpunkt der Verbuchung der erste 
Werktag nach dem 19. des Monats gelten. Entspre-
chend wird auch Artikel 10 Abs. 1 geändert. 

Zweitens soll für die Übermittlung der monatlichen 
Übersicht der Mitgliedstaaten über die Buchfüh-
rung an die Kommission eine Frist festgesetzt wer-
den, wodurch eine Lücke in der Verordnung ge-
schlossen wird. Drittens soll in Anwendung des 
neuen Absatzes 6 von Artikel 10 dieser Verordnung 
auch für die Verbuchung der Angleichungen an die 
MwSt-Salden ein Zeitpunkt festgesetzt werden. 

IV. Titel III — Bereitstellung der eigenen Mittel 

Einige der nun folgenden Vorschläge gehören zu den 
wichtigsten Vorschlägen der Komission. 

Die Kommission schlägt zunächst eine Änderung zu 
Artikel 9 Abs. 1 vor, wonach ihre Konten bei den 
Haushaltsverwaltungen der Mitgliedstaaten aus fol-
genden Gründen zinstragend sein sollen: 

Die eigenen Mittel gehören vom Zeitpunkt ihrer 
Feststellung an der Gemeinschaft, damit die finan-
zielle Autonomie und das Gleichgewicht zwischen 
Einnahmen und Ausgaben im Haushalt gewährlei-
stet sind. Sie sind unter allen Umständen fällig, auch 
unabhängig davon, ob ein ordnungsgemäß festge-
stellter Haushalt vorliegt oder nicht. Die Mitglied-
staaten sind auf jeden Fall verpflichtet, sie den Kon-
ten der Kommission zu dem in der Verordnung vor-
gesehenen Zeitpunkt gutzuschreiben. Zudem wird 
der Haushalt nunmehr in voller Höhe aus eigenen 
Mitteln finanziert; nur bei den Finanzbeiträgen 
Griechenlands wird vorübergehend von diesem 
Grundsatz abgewichen. Es ist also naheliegend, daß 
die den Konten der Kommission gutgeschriebenen 
Beträge verzinst werden, um den ausschließlich ge-
meinschaftlichen Charakter dieser Eigenmittel zu 
wahren. Die Kommission schlägt nicht vor, daß die 
Konten höher belastet werden sollen, als für die 
Deckung ihres Kassenmittelbedarfs nötig ist; sie 
schlägt jedoch vor, daß die Mitgliedstaaten den Gut-
haben dieser Konten zu dem in dem betreffenden 
Mitgliedstaat geltenden Diskontsatz, abzüglich 0,5 
Prozentpunkten, monatlich Zinsen gutschreiben. 
Aus diesem pauschalen Abschlag sollen die Leistun-
gen der Haushaltsverwaltungen der Mitgliedstaa-
ten, die mit der Verwaltung der Konten betraut sind, 
entsprechend der Art und der Anzahl der Buchungs-
vorgänge auf den Kommissionskonten in gleicher 
Weise abgegolten werden, wie dies zwischen natio-
nalen Finanzinstitutionen in ähnlichen Fällen ge-
schieht. 

Die Kommission schlägt außerdem vor, den Satz, der 
bei der Berechnung der in Artikel 11 vorgesehenen 
Verzugszinsen zugrunde gelegt wurde, zu ändern. 
Anstatt des höchsten in den Mitgliedstaaten gelten-
den Diskontsatzes sollte der in dem betreffenden 
Mitgliedstaat geltende Diskontsatz, erhöht um 5 
Prozentpunkte, angewendet werden. Das derzeitige 
System ist wegen der immer größer werdenden Un-
terschiede zwischen den Diskontsätzen der Mit-
gliedstaaten nicht mehr gerecht. Das neue System 
hingegen ist gerechter und verhindert gleichzeitig 
wie bisher, daß der Gemeinschaftskasse Verluste 
entstehen. 

Zu Artikel 10 werden folgende Änderungen vorge-
schlagen: 

Die Bestimmungen in Artikel 10 Abs. 3 dritter Un-
terabsatz über die Bereitstellung der Angleichungs-
beträge nach der endgültigen Feststellung des Be-
richtigungs- oder Nachtragshaushaltsplans werden 
geändert, um  den Mitgliedstaaten genügend Zeit für 
die Gutschrift dieser Beträge zu geben, falls die Fest-
stellung in der zweiten Monatshälfte erfolgt. 

Die Bestimmungen von Artikel 10 Abs. 3, vierter Un-
terabsatz über das Fehlen eines Haushaltsplans vor 
Beginn des Haushaltsjahres wurden ausführlich 
dargestellt, damit diese Verordnung unter Berück-
sichtigung der vollständigen Anwendung des Sy-
stems der eigenen Mittel in bezug auf den MwSt-
Satz mit dem Beschluß vom 21. April 1970 überein-
stimmend, nach dem unter diesen Umständen der 
Satz des letzten endgültig festgestellten Haushalts-
plans anzuwenden ist, und damit ferner die Verord-
nung vereinbar ist mit den Einzelheiten der Ände-
rungsvorschläge zur Haushaltsordnung betreffend 
das System der vorläufigen Zwölftel in bezug auf 
den betreffenden Haushaltsvorentwurf. 

Die Probleme bei der Auslegung von Artikel 10 
Abs. 3 haben die Kommission veranlaßt, die Bestim-
mungen über die Berechnung der auf der Grundlage 
des BSP vorzunehmenden Angleichungen an die Fi-
nanzbeiträge genauer abzufassen, da diese Beiträge 
dazu bestimmt sind, die ursprünglich im Haushalts-
plan vorgesehene Aufteilung zwischen MwSt-Eigen-
mitteln und Finanzbeiträgen unter Berücksichti-
gung des tatsächlichen Aufkommens an MwSt-Ei-
genmitteln nach der Übermittlung der jährlichen 
Übersichten über die Grundlage der MwSt-Eigen-
mittel durch die Mitgliedstaaten wiederherzustellen. 
Die neuen Bestimmungen legen vor allem die gel-
tenden Wechselkurse fest. 

Ein zusätzlicher Absatz 6 wurde ebenfalls eingefügt, 
um den Haushaltsergebnissen der Berichtigung 
Rechnung zu tragen, die an den genannten Über-
sichten im Anschluß an die Kontrolle durch die 
Kommission vorgenommen werden muß. 

Zu Artikel 9 Abs. 3, wird eine haushaltstechnische 
Änderung vorgeschlagen, nach der die von der Kom-
mission vorgenommene Umrechnung und Verbu-
chung der von den Mitgliedstaaten den Konten der 
Kommission gutgeschriebenen Eigenmittel in ECU 
nunmehr in der Haushaltsordnung im einzelnen 
dargelegt werden soll. 
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V. Titel IV — Kassenführung 

Die Kommission schlägt zu diesem Titel keine Ände-
rungen vor. 

VI. Titel V — Durchführungsbestimmungen zu Ar-
tikel 4 Abs. 2 und 3 des Beschlusses vom 
21. April 1970 

In diesen Absätzen wird die Berechnung der Finanz-
beiträge derjenigen Mitgliedstaaten erläutert, die 
keine MwSt-Eigenmittel an den Gemeinschafts-
haushalt abführen. Die Artikel 13 und 14 der Verord-
nung werden geändert, um der Definition des Brut-
toinlandsprodukts Rechnung zu tragen, die in der er-
sten, im Jahre 1979 erschienenen Ausgabe des Euro-
päischen Systems volkswirtschaftlicher Gesamt-
rechnungen verwendet wurde. Ferner wird vorge-
schlagen, das bereits zur Zeit angewandte Verfahren 
zu verankern und den BSP-Schlüssel nach der Fest-
stellung des Haushaltsplans nicht mehr zu ändern. 

VII. Titel VI — Durchführungsbestimmungen zu 
Artikel 4 Abs. 5 des Beschlusses vom 21. April 
1970 

Dieser Titel betrifft die Übertragung des Mehr- oder 
des Minderbetrags auf das nächste Haushaltsjahr. 
Jährlich werden zwei Salden ermittelt. Die Berech-
nung des sogenannten Haushaltssaldos ist in Arti-
kel 15 der Verordnung erläutert; er entspricht dem 
Unterschiedsbetrag zwischen den Einnahmen und 
den Ausgaben eines Haushaltsjahres einschließlich 
der Mittelübertragungen. Die Berechnung des zwei-
ten, des sogenannten MwSt-Saldos, ist in Artikel 10 
Abs. 4 erläutert; er entspricht dem Unterschiedsbe-
trag zwischen den nach der tatsächlichen Bemes-
sungsgrundlage geschuldeten MwSt-Eigenmitteln 
und den an Hand der vorläufigen Bemessungs-
grundlage errechneten MwSt-Eigenmittel. 

Die Kommission schlägt einige haushaltstechnische 
Änderungen zu den Bestimmungen über die Berech-
nung des Haushaltssaldos vor. Bei der Berechnung 
des Saldos sind die wichtigsten Änderungen die un-
mittelbare Berücksichtigung der Wechselkursab-
weichungen im Bankverkehr und die Verwendung 
mehrerer ECU-Sätze im Laufe des Haushaltsjahres. 
Nach dem derzeitigen System werden diese Beträge 
zunächst im Haushalt erfaßt und anschließend beim 
Saldo des Haushaltsjahres als Ausgaben berück-
sichtigt. 

Das derzeitige System wirft haushaltstechnische 
Probleme auf: Zwar ergeben sich keinerlei Schwie-
rigkeiten, wenn ein Nettowechselkursgewinn erzielt 
wird, weil schon allein die Eintragung eines „z. E."  in 
den Einnahmenansätzen im Haushaltsplan die 
haushaltstechnische Berücksichtigung ermöglicht. 
Ein Verlust jedoch kann nicht bei den Ausgabenan-
sätzen verbucht werden, ohne daß der betreffende 
Posten mit entsprechenden Mitteln ausgestattet 
wird. Dieser Posten ist ebenfalls mit einem „z. E." 
versehen und muß durch eine Mittelübertragung 
aufgestockt werden, die nur als „offene" Mittelüber

-

tragung möglich ist, da der erforderliche Betrag erst 
bei Rechnungsabschluß des Haushaltsjahres be-
kannt ist. Der Änderungsvorschlag macht eine Ab-
weichung von Artikel 4 der Haushaltsordnung erfor-
derlich, wonach „Einzahlungen oder Auszahlungen 
nur im Wege der Verbuchung unter einem Artikel 
des Haushaltsplans vorgenommen werden dürfen". 
Diese Abweichung ist auch auf die Bestimmung 
über die unmittelbare Berücksichtigung der Über-
schreitung der Mittelübertragungen und der Ver-
wendung der Mittel bei der Berechnung des Saldos 
des Haushaltsjahres anzuwenden. Diese Bestim-
mung, die bereits in der derzeitigen Verordnung vor-
gesehen ist, hat nie Anwendung gefunden, weil sie 
nicht mit der Haushaltsordnung übereinstimmt. 

Nach Artikel 16 Abs. 1 kann in den Haushaltsplan 
des folgenden Jahres mittels eines Berichtigungs-
schreibens eine Schätzung des Überschusses oder 
des Defizits an Eigenmitteln des laufenden Jahres 
gegenüber den Voranschlägen eingesetzt werden. 
Die Kommission schlägt vor, diese Eintragung an-
heimzustellen, wodurch die Überstimmung mit dem 
Änderungsvorschlag zu Artikel 27 der Haushalts-
ordnung gewährleistet wäre, nach dem der Saldo des 
Haushaltsjahres in einen Berichtigungs- oder Nach-
tragshaushaltsplan des folgenden oder des zweiten 
darauffolgenden Jahres eingesetzt werden soll. 

VIII. Titel VII — Kontrollvorschriften 

Die Kommission schlägt eine Änderung zu Arti-
kel 18 vor, durch die sie ermächtigt werden soll, zu-
sätzlich zu den bereits festgelegten Kontrollen, zu 
denen sie hinzugezogen wird, direkte Kontrollen bei 
den einzelstaatlichen Verwaltungen vorzunehmen. 
Sie könnte dadurch leichter feststellen, ob die eige-
nen Mittel tatsächlich regelmäßig und einheitlich 
festgestellt und erhoben werden, was immer wichti-
ger wird, seitdem der Haushaltvollständig aus eige-
nen Mitteln finanziert wird. In diesem Zusammen-
hang ist auch wichtig, daß die Verordnung Nr. 283/72 
im Rahmen der Finanzierung der Agrarausgaben 
die Möglichkeit einer direkten Kontrolle durch Be-
amte der Kommission vorsieht. 

Die Kommission schlägt ferner vor, die von den Mit-
gliedstaaten im Anschluß an die Kontrollen vorge-
nommenen Berichtigungen in den monatlichen 
Übersichten über die eigenen Mittel, die die Mit-
gliedstaaten gemäß Artikel 7 Abs. 3 an die Kommis-
sion richten, gesondert auszuweisen. Die Zahl der 
zusätzlichen Kontrollen über die Durchführung der 
Berichtigungen würde hierdurch eingeschränkt. 

Gemäß der zu Artikel 17 Abs. 3 vorgeschlagenen Än-
derung, die die vorhergehenden Vorschläge ergänzt, 
sollen die Mitgliedstaaten der Kommission halb-
jährlich Bericht über die Kontrollergebnisse erstat-
ten. Die Analyse dieser Angaben wird die Aufdek-
kung von Unregelmäßigkeiten und eine bessere 
Zielausrichtung der Kontrollen der Kommission er-
leichtern. 

In Artikel 19 wird der Hinweis auf die Zollregelung 
in Anbetracht der Entwicklung im Bereich der Ei-
genmittel gestrichen. 



Drucksache 9/2208 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 

IX. Titel VIII — Bestimmungen über den beraten-
den Ausschuß für eigene Mittel 

Die Kommission schlägt für diesen Titel nur die Be-
richtigung eines Hinweises auf einen anderen Arti-
kel vor. 

X. Titel IX — Schlußbestimmungen 

Die Kommission schlägt keine Änderung zu diesem 
Titel vor. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EGKS, EWG, EURATOM) des Rates zur Änderung der 
Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 2891/77 zur Durchführung des Beschlusses 
vom 21. April 1970 über die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene 
Mittel der Gemeinschaften 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag über die Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 
insbesondere auf Artikel 78 h, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 209, 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Arti-
kel 183, 

gestützt auf den Beschluß vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaa-
ten durch eigene Mittel der Gemeinschaften 1) — 
nachstehend „Beschluß vom 21. April 1970" ge-
nannt —, insbesondere auf Artikel 6 Abs. 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 2 ), 

nach Stellungnahme des Rechnungshofes 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die in der gemeinsamen Erklärung des Europäi-
schen Parlaments, des Rates und der Kommission 
vom 4. März 1975 4 ) vorgesehene Konzertierung 
wurde in einem Konzertierungsausschuß vorgenom-
men. 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2891/77 
des Rates 5 ) — sieht in Artikel 22 vor, daß die Kom-
mission Vorschläge zu ihrer Änderung vorlegen 
kann. 

Bei der Anwendung der Verordnung (EWG, Eura-
tom, EGKS) Nr. 2891/77 seit ihrem Inkrafttreten hat 
sich nun gezeigt, daß sie in vielen Punkten einer An-
gleichung bedarf. 

Einige Vorschriften sind im Hinblick auf ihre Ver-
einbarkeit mit der Verordnung (EGKS, EWG, Eura-
tom) Nr. ... des Rates vom ... zur Änderung der Haus-
haltsordnung vom 21. Dezember 1977 6 ) anzupas-
sen. 

Wegen des gemeinschaftlichen Charakters der Ei

-

genmittel sollen auch die Guthaben auf den Konten 
der Gemeinschaft bei den Finanzverwaltungen der 

1) ABl. L 94 vom 28. April 1970, S. 19 
2) ABl. C . . . 
3) ABl. C... 
4) ABl. C 89 vom 22. April 1975, S. 1 
5) ABl. L 336 vom 27. Dezember 1977, S. 1 
6) ABl. L ...  

Mitgliedstaaten zur Vervollständigung der finanziel-
len Selbständigkeit der Gemeinschaft Zinsen tra-
gen. 

Geändert werden müssen ferner einige Vorschriften 
über die für die Kommission im Anschluß an die 
Feststellung des Berichtigungs- oder Nachtrags-
haushaltsplans bereitzustellenden Angleichungs-
beträge der monatlichen Gutschriften der eigenen 
Mittel aus der Mehrwertsteuer — nachstehend 
„MwSt-Eigenmittel" genannt — oder der auf der 
Grundlage des Bruttosozialprodukts berechneten 
Finanzbeiträge — nachstehend „BSP-Finanzbei-
träge" genannt. 

Zwecks größerer Klarheit müssen die Vorschriften 
über die Bereitstellung der MwSt-Eigenmittel oder 
der Finanzbeiträge für den Fall genauer abgefaßt 
werden, daß der Haushalt vor Beginn des Haushalts-
jahres nicht endgültig festgestellt ist. 

Ebenfalls zur größeren Klarheit sind auch die Vor-
schriften über die Berechnung der Angleichungen 
der BSP-Finanzbeiträge im Anschluß an die Über-
mittlung der jährlichen Übersichten über die MwSt-
Eigenmittel genauer abzufassen. 

Darüber hinaus ist die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 2891/77 durch Vorschriften über die 
haushaltsmäßige Verwaltung der Mittel aus den Be-
richtigungen der jährlichen Übersichten über die 
MwSt-Eigenmittel zu ergänzen. 

Angesichts der immer größer werdenden Unter-
schiede zwischen den Diskontsätzen der Mitglied-
staaten sollten die Sätze geändert werden, die für 
die Berechnung der bei verspäteter Gutschrift der 
Eigenmittel fälligen Verzugszinsen anzuwenden 
sind. 

Schließlich muß auch die Definition des auf das 
nächste Haushaltsjahr zu übertragenden Saldos an-
gepaßt werden. 

Im übrigen sind die Vorschriften über die Prüfungen 
und Erhebungen betreffend die Feststellung und Be-
reitstellung der eigenen Mittel durch zusätzliche 
Vorschriften über direkte Kontrollen der Kommis-
sion zu ergänzen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 2891/ 
77 wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 3 wird folgender Absatz angefügt: 
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„Zeigt sich bei einer Prüfung dieser Unterlagen, 
daß voraussichtlich die darauf gestützte Fest-
stellung berichtigt werden muß, so sind diese 
Unterlagen so lange aufzubewaren, bis die Be-
richtigung und die Kontrolle erfolgt sind". 

2. In Artikel 5, der zu Artikel 8 wird, wird 

a) nach „Abschlußrechnung" eingefügt „der 
festgestellten Ansprüche", 

b) „Kontrolle" ersetzt durch „Verbuchung", 

c) „Juli" ersetzt durch „April". 

3. In Artikel 6, der zu Artikel 5 wird, werden im 
zweiten Satz die Worte „durch eine auf die vierte 
Dezimalstelle auf- oder abgerundete Zahl aus-
gedrückt und" gestrichen und nach „Agrarab-
schöpfungen" „Finanzbeiträge zu den Euratom

-

Ergänzungsprogrammen" eingefügt. 

4. In Artikel 7, der zu Artikel 6 wird, wird in 

a) Absatz 2 Unterabs. 1 „20." durch „am 1. Werk-
tag nach dem 19." ersetzt. 

b) Absatz 2 Unterabs. 2 zweiter Gedanken-
strich: „nach Absatz 4" 
„und die in Artikel 10 Abs. 6 vorgesehenen 
Angleichungen" eingefügt. 

c) Absatz 3 nach „der Kommission" „monat-
lich" eingefügt, „monatliche" gestrichen und 
am Ende „innerhalb der in Absatz 2 genann

-

ten Frist" angefügt. 

5. Artikel 8 wird zu Artikel 7. 

6. In Artikel 9 wird in 

a) Absatz 1 zweiter Unterabsatz nach „Arti-
kel 10" die Angabe „Absätze 3 und 4" durch 
„Absätze 3, 4, 5 und 6" ersetzt. 

b) Absatz 1 dritter Unterabsatz: „wird kostenlos 
geführt" ist zu ersetzen durch: „und trägt 
Zinsen, die nach dem um 0,5 Prozentpunkte 
verminderten Diskontsatz berechnet wer-
den, der in dem Mitgliedstaat gilt, in dem das 
Konto geführt wird. Die Gutschrift der Zin-
sen erfolgt jeweils am ersten Werktag nach 
dem 15. des folgenden Monats". 

c) Absatz 3 „auf der Grundlage der Notierun-
gen des Tages, der dem letzten Termin für 
die Gutschrift entspricht, oder des ersten 
vorhergehenden Tages, für den die Notie-
rung vorliegt, in ERE" ersetzt durch „gemäß 
Artikel 30 Abs. 2 der Haushaltsordnung in 
ECU". 

7. In Artikel 10 wird 

a) in Absatz 1 „am 20." durch „am ersten Werk-
tag nach dem 19." ersetzt, 

b) in Absatz 3 dritter Unterabs. folgender Wort-
laut angefügt: 
,„sofern dieser vor dem 16. des betreffenden 
Monats festgestellt wird. Ist dies nicht der 
Fall, so erfolgt die Angleichung bei der zwei-
ten Gutschrift nach der endgültigen Feststel-
lung",  

c) in Absatz 3 vierter Unterabs., erster Satz 
nach „Mittelansätze im Entwurf des Haus-
haltsplans" „nach Artikel 78 Abs. 3 EGKS-
Vertrag, Artikel 203 Abs. 3 EWG-Vertrag und 
Artikel 177 Abs. 3 Euratom-Vertrag" einge-
fügt, 

d) in Absatz 3 vierter Unterabs. zweiter Satz 
der Wortlaut des ersten des Satzes „ebenfalls 
auf der Grundlage der Mittelansätze im Ent-
wurf des Haushaltsplans berechnet" ersetzt 
durch ,MwSt-Eigenmittel auf der Grundlage 
der im Haushaltsentwurf bzw. im Haushalts-
vorentwurf vorgesehenen MwSt-Bemes-
sungsgrundlage berechnet, wobei der für 
den letzten endgültig festgestellten Haus-
haltsplan festgesetzte Satz angewandt wird. 
Die Berechnung der Zwölftel der Finanzbei-
träge erfolgt auf der Grundlage der Mittelan-
sätze im Haushaltsentwurf bzw. im Haus-
haltsvorentwurf. Als „Haushaltsentwurf" gilt 
diejenige Fassung des Entwurfs, die am An-
fang des Haushaltsjahres vorliegt, zu dessen 
Beginn der Haushaltsplan nicht endgültig 
festgestellt ist. Ist der Haushaltsplan des-
halb noch nicht festgestellt, weil das Parla-
ment den Haushaltsentwurf nach Artikel 78 
Abs. 8 EGKS-Vertrag, Artikel 203 Abs. 8 
EWG-Vertrag und Artikel 177 Abs. 8 Eura-
tom-Vertrag abgelehnt hat, so gelten die 
„MwSt-Bemessungsgrundlage" und die „Fi-
nanzbeträge" des abgelehnten Haushalts-
entwurfs oder gegebenenfalls des Haus-
haltsentwurfs, der nach dem Beschluß über 
die Ablehnung und vor der Eröffnung des 
Haushaltsjahres aufgestellt wurde; „ferner 
wird am Ende des zweiten Teils des Satzes 
angefügt „sofern diese Feststellung vor dem 
16. des Monats erfolgt. Im anderen Fall er-
folgt die Verrechnung beim zweiten Termin 
nach der endgültigen Feststellung des Haus-
haltsplans"`, 

e) erhält Absatz 5 folgende Fassung: „Die Kom-
mission berechnet anschließend die Anglei-
chung der Finanzbeiträge, um unter Berück-
sichtigung des tatsächlichen Aufkommens 
an MwSt-Eigenmitteln die ursprünglich im 
Haushaltsplan vorgesehene Aufteilung zwi-
schen den MwSt-Eigenmitteln und den auf 
der Grundlage der BSP berechneten Finanz-
beiträgen wiederherzustellen. Für die Be-
rechnung dieser Angleichungen werden die 
in Absatz 4 genannten Salden in ECU umge-
rechnet, und zwar zu dem Wechselkurs des 
ersten Werktages nach dem 15. Juli, der den 
in Absatz 4 vorgesehenen Gutschriften vor-
angeht. Auf den Betrag der MwSt-Salden 
wird für die einzelnen Mitgliedstaaten das 
Verhältnis zwischen den MwSt-Eigenmit-
teln und den im Haushaltsplan vorgesehe-
nen Finanzbeiträgen angewandt. Die Kom-
mission teilt die Ergebnisse dieser Berech-
nung den Mitgliedstaaten mit, die im Laufe 
des vorangegangenen Haushaltsjahres auf 
der Grundlage des BSP Finanzbeiträge ab-
geführt haben, damit diese sie am ersten 
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Werktag des Monats August desselben Jah-
res dem in Artikel 9 Abs. 1 genannten Konto 
gutschreiben beziehungsweise anlasten kön-
nen", 

f) wird folgender Absatz 6 eingefügt: 
„6. Im Falle von Berichtigungen der MwSt

-

Bemessungsgrundlage gemäß Artikel 10 
Buchstabe b Abs. 1 der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 2892/77 ist für jeden 
Mitgliedstaat eine Angleichung des gemäß 
Absatz 4 festgestellten Saldos unter folgen-
den Voraussetzungen vorzunehmen: 
— Für die in Artikel 10 Abs. 1 erster Unter-

absatz der genannten Verordnung vorge-
sehene Berichtigung erfolgt eine globale 
Angleichung, die dem in Artikel 9 Abs. 1 
dieser Verordnung genannten Konto am 
ersten Werktag des Monats August des-
selben Jahres gutzuschreiben ist, 

— für die in Artikel 10 b Abs. 1 zweiter Un-
terabsatz der genannten Verordnung vor-
gesehene Berichtigung erfolgt eine An-
gleichung, die dem in Artikel 9 Abs. 1 die-
ser Verordnung genannten Konto einen 
Monat nach Ablauf der Frist gutzuschrei-
ben ist, die in dem mit Gründen versehe-
nen Beschluß der Kommission für die 
Durchführung der Berichtigung genannt 
ist. 

Die gemäß den vorstehenden Unterabsätzen 
bis zum ersten Werktag des Monats August 
jeden Jahres vorzunehmenden Angleichun-
gen der MwSt-Salden geben auch Veranlas-
sung zur Festsetzung der zusätzlichen An-
gleichungen der auf der Grundlage des Brut-
tosozialprodukts berechneten Finanzbei-
träge durch die Kommission. Für die Berech-
nung dieser zusätzlichen Angleichungen 
werden dieselben Wechselkurse angewandt 
wie bei der in Absatz 5 vorgesehenen ur-
sprünglichen Berechnung. Die Kommission 
teilt diese Angleichungen den Mitgliedstaa-
ten mit, damit sie sie dem in Artikel 9 Abs. 1 
genannten Konto am ersten Werktag des 
Monats August desselben Jahres gutschrei-
ben können", 

g) in Absatz 6, der zu Absatz 7 wird, werden die 
Worte „Absätzen 4 und 5" ersetzt durch „Ab-
sätzen 4, 5 und 6". 

8. In Artikel 11 wird der Satzteil „deren Satz gleich 
dem höchsten am Fälligkeitstag in den Mit-
gliedstaaten geltenden Diskontsatz ist" ersetzt, 
durch den Satzteil: „deren Satz gleich dem am 
Fälligkeitstag in dem betreffenden Mitglied-
staat geltenden Diskontsatz, erhöht um 5 Pro-
zentpunkte, ist". 

9. In Artikel 13 wird in 

a) Absatz 2: „auf der Grundlage der Statistiken 
des Statistischen Amtes der Europäischen 
Gemeinschaften" ersetzt durch „durch das 
Statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften auf der Grundlage der Statistiken 

nach dem europäischen System volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG)" 
und folgender Satz hinzugefügt: 
„Etwaige Überprüfungen der statistischen 
Angaben nach der endgültigen Feststellung 
des Haushaltsplans werden nicht berück-
sichtigt", 

b) Absatz 3 „ERE" durch „ECU"  ersetzt. 

10. In Artikel 14 wird in 

Buchstabe b: „Einfuhrabgaben" ersetzt durch 
„Mehrwertsteuer auf die Erzeugnisse und der 
Nettosteuern". 

11. In Artikel 15 

a) wird im ersten Absatz zweiter Gedanken-
strich „den Artikeln 6 und 95" ersetzt durch 
„Artikel 6 Abs. 1 Buchstaben b und c, Abs. 2 
Buchstabe b und Abs. 3 Buchstabe b sowie 
Artikel 88 Abs. 5 dritter Unterabsatz" und 
„gültig bleiben" durch „übertragen werden", 

b) erhält der zweite Absatz folgende Fassung: 
„Dieser Unterschiedsbetrag wird erhöht 
oder vermindert um den Nettobetrag, der 
sich aus dem Verfall der Mittelübertragun-
gen aus früheren Haushaltsjahren ergibt, so-
wie, abweichend von Artikel 4 der Haus-
haltsordnung 
— um die Überschreitungen, die infolge der 

Schwankungen des ECU-Satzes bei den 
Zahlungen zu Lasten der nicht getrenn-
ten Mittel entstanden sind, die gemäß Ar-
tikel 6 Abs. 1 der Haushaltsordnung vom 
letzten Haushaltsjahr übertragen wor-
den sind und 

— um den Saldo, der sich aus den Kursge-
winnen und -verlusten während des 
Haushaltsjahres ergeben hat", 

c) wird der dritte Absatz gestrichen. 

12. In Artikel 16 

a) wird im Absatz 1 zweiter Unterabsatz: „so 
wird ... erstellt" ersetzt durch „so kann ... er-
stellt werden", 

b) wird in Absatz 2 „Absätze 4 und 5" ersetzt 
durch „Absätze 4, 5 und 6". 

13. In Artikel 17 Abs. 3 

a) wird „gegebenenfalls im Rahmen bereits be-
stehender Verfahren" ersetzt durch „in zwei 
gesonderten Berichten die Ergebnisse ihrer 
Kontrolle sowie", 

b) werden die beiden folgenden Sätze ange-
fügt: 
„Diese Berichte, die in dem Monat vorzule-
gen sind, der auf das jeweilige Halbjahr 
folgt, enthalten u. a. die Zahl der festgestell-
ten Unregelmäßigkeiten bei den Eigenmit-
teln und eine globale Schätzung der entgan-
genen eigenen Mittel sowie den bereits fest-
gestellten oder noch festzustellenden Betrag 
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dieser Mittel. Ferner führen diese Berichte 
die Fälle schwerer Unregelmäßigkeiten auf, 
die erhebliche finanzielle Auswirkungen auf 
die Eigenmittel haben können". 

14. In Artikel 18 

a) Absatz 2 zweiter Unterabsatz dritter Satz er-
hält den Wortlaut nach „zusätzlichen Kon-
trollen" folgende Fassung: 
„a) kann die Kommission in besonderen 

Fällen die Übermittlung bestimmter Un-
terlagen verlangen; 

b) müssen die im Zusammenhang mit hier-
bei aufgedeckten Unregelmäßigkeiten 
oder Verzögerungen bei der Feststel-
lung, Verbuchung und Bereitstellung 
verbuchten Beträge, in der in Artikel 7 
Abs. 3 genannten monatlichen Über-
sicht durch entsprechende Bemerkun-
gen gesondert ausgewiesen werden", 

b) ist ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wort-
laut einzufügen: 
„3. Unbeschadet der in Absatz 2 genannten 
Kontrollen kann die Kommission selbst Prü

-

fungen durchführen und die von der Kom-
mission beauftragten Prüfer haben, sofern 
dies für eine ordnungsgemäße Durchfüh

-

rung dieser Verordnung notwendig ist, Zu

-

gang zu den in Artikel 3 genannten Unterla

-

gen und zu allen anderen Dokumenten, die 
sich auf diese Unterlagen beziehen. Die 

Kommission unterrichtet vor der Kontrolle 
rechtzeitig den Mitgliedstaat, in dem oder 
auf dessen Hoheitsgebiet die Kontrolle statt-
findet. Prüfer des betreffenden Mitgliedstaa-
tes können an diesen Kontrollen teilneh-
men", 

c) wird der bisherige Absatz 3 zu Absatz 4 und 
„Absätzen 1 und 2" wird ersetzt durch Absät-
zen 1, 2 und 3", 

d) wird Absatz 4 zu Absatz 5. 

15. In Artikel 19 ist 

„Insbesondere in bezug auf die Nomenklatur, 
den Ursprung, den Zollwert, das gemeinschaftli-
che Versandverfahren und den aktiven Verede-
lungsverkehr," zu streichen. 

16. In Artikel 21 ist bei Buchstabe c nach „Absatz 2" 
einzufügen „und 3". 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröf-
fentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein-
schaften in Kraft. Sie ist vom Haushaltsjahr 1983 an 
anzuwenden. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt 
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Finanzblatt 

Nach dem Vorschlag für die Änderung von Arti-
kel 9 Abs. 1 der Verordnung 2891/77 sollen die Zin-
sen für die den Konten der Kommission bei den 
Haushaltsverwaltungen der Mitgliedstaaten gutge-
schriebenen Beträge nach dem jeweiligen, um 0,5 
Prozentpunkte verminderten Diskontsatz in dem 
betreffenden Mitgliedstaat berechnet werden. 

Die Kommission veranschlagt den Zinsertrag für 
ein ganzes Haushaltsjahr auf 140 Mio. ECU. Diese 
Einnahmen sind bei einem neuen Artikel einzuset-
zen, der im Einnahmenteil des Einzelplans III — 

Kommission — des Gesamthaushaltsplans der Ge-
meinschaften geschaffen werden soll. 

Grundlage dieser Veranschlagung ist die im Laufe 
des Haushaltsjahres 1981 gemäß Artikel 12 Abs. 3 
vorgenommene monatliche Schätzung der Gutha-
ben. An Hand der darin vorgesehenen Aufteilung 
auf die Mitgliedstaaten konnte der von der Kommis-
sion an die Haushaltsverwaltungen der Mitglied-
staaten angewiesene Durchschnittsbetrag ermittelt 
werden. Auf diese Beträge wurden Zinssätze ange-
wandt, die den in den einzelnen Mitgliedstaaten am 
20. April 1982 geltenden Diskontsätzen, vermindert 
um 0,5 Prozentpunkte, entsprachen. 
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Bericht der Abgeordneten Hoffmann (Saarbrücken) und Borchert 

I. 

Der vorliegende Bericht und der Vorschlag für eine 
Verordnung zur Änderung der Verordnung Nr. 2891/ 
77 — EG-Dok. Nr. 8993/82 — wurde mit der Sammel-
übersicht Drucksache 9/1964 lfd. Nr. 16 vom 9. Sep-
tember 1982 dem Haushaltsausschuß zur alleinigen 
Beratung überwiesen. Der Unterausschuß des Haus-
haltsausschusses zu Fragen der Europäischen Ge-
meinschaft hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
24. November 1982 behandelt. Der Haushaltsaus-
schuß hat sich in seiner Sitzung am 1. Dezember 
1982 mit der Vorlage beschäftigt und ist dabei der 
Beschlußempfehlung seines Unterausschusses ge-
folgt. 

II. 

Die EG-Kommission kommt in ihrem Bericht über 
die Anwendung der Verordnung Nr. 2891/77 zu dem 
Urteil, daß die Ergebnisse der Durchführung der 
Verordnung, die ab dem Haushaltsjahr 1978 ange-
wandt worden ist, insgesamt gesehen zufriedenstel-
lend sind. Jedoch hält die Kommission sächliche und 
haushaltstechnische Änderungen für erforderlich, 
die darauf abzielen, dem gemeinschaftlichen Cha-
rakter der Eigenmittel stärker Rechnung zu tragen, 
die bei der Anwendung der Verordnung erworbenen 
Erfahrungen zu berücksichtigen, festgestellte Lük-
ken zu schließen sowie eine Vereinbarkeit mit den 
Änderungsvorschlägen der Kommission zur EG

-

Haushaltsordnung herzustellen. 

Der Haushaltsausschuß teilt wie die Bundesregie-
rung die Ansicht der Kommission, daß die Anwen-
dung der Verordnung Nr. 2891/77 insgesamt gese-
hen zufriedenstellend ist. Deshalb ist im Ausschuß 
die Auffassung vertreten worden, daß sich Änderun-
gen und Ergänzungen an einer bewährten Regelung 
auch nur auf das unbedingt  Notwendige zu be-
schränken haben. 

Eine Reihe von Änderungsvorschlägen waren des-
halb nicht annehmbar bzw. es wurde den Ände-
rungsvorschlägen nur teilweise zugestimmt. Wegen 
der Verzinsung der Guthaben der Kommission ist 
der Ausschuß der Auffassung, daß die zinslose Füh-
rung der Konten der Kommission bei den Mitglied-
staaten im Zusammenhang mit der Einräumung 
zinsloser Kassenkredite der Mitgliedstaaten an die 
Kommission (Artikel 10 Abs. 2, Artikel 12 Abs. 1) zu 
sehen ist. Die Verzinsung der Guthaben auf den 
Konten würde das gewollte Gleichgewicht (zinslose 
Führung der Konten — zinsloser Kassenkredit) 
durchbrechen. 

Würde man dem Vorschlag folgen, müßte der Bund 
diese Mittel als Kassenkredite ausweisen, um die 
Zinszahlung zu rechtfertigen. Dies hätte zur Folge, 
daß sie auf den Kreditrahmen des § 3 des Bundes

-

haushaltsgesetzes entsprechend angerechnet wer-
den müßten. Die Einhaltung der Höchstgrenze für 
Kassen- und Verstärkungskredite bereitet schon 
jetzt bei der angespannten Haushaltslage und dem 
zeitlichen Auseinanderklaffen zwischen Einnahmen 
und Ausgaben Schwierigkeiten, die sich dann bei ei-
ner künftigen Verzinsung der Gutachten der Kom-
mission noch verstärken würden. 

Mit der Änderung der Vorschriften über die Ver-
zugszinsen (Artikel 11) ist der Ausschuß grundsätz-
lich einverstanden. Allerdings folgt er nicht dem 
Kommissionsvorschlag, den geltenden Diskontsatz 
noch um 5 Prozentpunkte zu erhöhen. Dieser Straf-
zuschlag scheint zu hoch. Hier würde nach Auffas-
sung des Ausschusses ein Zuschlag von 3 v. H., wie 
er auch im Bundeshaushaltsrecht angewandt wird, 
ausreichend sein. 

Zur Gutschrift der Mehrwertsteuereigenmittel im 
Nothaushaltsverfahren (Artikel 10 Abs. 3 Unterab-
satz 4) ist festzustellen, daß, soweit die Vorschläge 
die Anpassung an die Änderungsvorschläge zur 
Haushaltsordnung vorsehen, zunächst das Ergebnis 
der Beratungen über die Haushaltsordnung abge-
wartet werden soll. Einvernehmlich war jedoch der 
Ausschuß der Auffassung, der Anwendung des 
Mehrwertsteuereigenmittelsatzes des zuletzt end-
gültig festgestellten Haushalts im Nothaushaltsver-
fahren zuzustimmen, weil damit die Übereinstim-
mung mit dem Beschluß vom 21. April 1970 herge-
stellt wird. Da im Nothaushaltsverfahren die EG ma-
ximal die Ausgaben des Vorjahreshaushalts leisten 
kann, sollte jedoch auch die Grundlage der Mehr-
wertsteuereigenmittel des zuletzt endgültig festge-
stellten Haushalts zugrunde gelegt werden, und 
nicht, wie die Kommission es vorschlägt, die Bemes-
sungsgrundlage des Vorentwurfs bzw. des Entwurfs. 
Anderenfalls würden Einnahmen und Ausgaben 
auseinanderklaffen. 

Der Vorschlag zur Änderung der Kontrollvorschrif-
ten (Artikel 17 und 18) wurde im Ausschuß abge-
lehnt. Zum einen war vorgeschlagen, daß die Mit-
gliedstaaten verpflichtet werden sollten, der Kom-
mission Fälle von sog. Unregelmäßigkeiten und de-
ren Auswirkungen auf die Erhebung der eigenen 
Mittel der Kommission zu berichten. Der Nutzen 
dieses Vorschlags steht in keinem angemessenen 
Verhältnis zu den Mehrbelastungen, die aufgrund 
der Berichtspflicht auf die Zoll- und Steuerverwal-
tung zukommen würde. Schon vorher hatte der Bun-
destag ein ähnliches Ansinnen der EG-Kommission, 
eine Verordnung über Einrichtung eines einschlägi-
gen Informations- und Kontrollsystems zu den Un-
regelmäßigkeiten einzubringen, abgelehnt. Ebenso 
wurde zum anderen der Vorschlag, zusätzlich zu den 
bereits von den Mitgliedstaaten vorgenommenen 
Kontrollen direkte Kontrollen bei den einzelstaatli-
chen Verwaltungen vorzunehmen, abgelehnt. Wegen 
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des gemeinschaftlichen Charakters der eigenen Ein-
nahmen wird das Erfordernis einer Kontrolle durch 
die Kommission durchaus anerkannt; jedoch wird 
die Hinzuziehung der Kommission zu den Kontrol-
len der Mitgliedstaaten dem Ziel voll gerecht. 

Im übrigen hat der Ausschuß gegen eine Reihe von 
mehr oder weniger formellen Änderungen, soweit 
sie klarstellenden Charakter haben, keine Beden-
ken. 

Bonn, den 1. Dezember 1982 

Hoffmann (Saarbrücken) 	Borchert 

Berichterstatter 






